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Das polnische 


hereitet der Warschauer Regierung noch viel schwerere Sorgen 
als die immer wieder aufgenommenen Bemühungen um die 
Schaffung einer großen polnischen Handelsflotte, die schon 
aus rein finanziellen Gründen wieder ad acta gelegt werden 
mußten. Da Polen über den Danziger Hafen nicht nach 
Belieben verfügen kann, ist es schon seit der Gründung der 
neuen Republik ihr großter Ehrgeiz gewesen. einen eigenen 
Hafen zu banen, durch dessen Konkurrenz man eines Tages 
Danzig ausschalten zu können hoffte. Die Wahl fiel auf 
Gdingen, ein bescheidenes Badeörtchen etwas nordlich von 
Zoppot und an der Hauptatrecke gelegen, die Hinterpommern 
mit Danzig verbindet. Die standigen Finanz- und Wirt- 
schaftskrisen in Polen haben natürlich nicht dazu gedient, 
das Tempo dieses Hafenbaues zu beschleunigen. Man 
aber auch in technischer Beziehung eine wenig glüc 
Hand gehabt zu haben. Der Bauleitung und den ausfüh- 
renden Baufirmen scheint doch nicht das hohe Maß von 
technischen Erfahrungen zur Verfügung zu stehen, das man 
ihnen seinerzeit in der polnischen Presse bei der Vergebung 
der Arbeiten nachrühmte. So ist es denn schon mehrfach 
vorgekommen, daß die vereinbarten Termine für die Her- 
stellung bestimmter Molenabschnitte nicht innegehalten 
wurden. Auch konnten verschiedene Teilausführungen wegen 
schwerer technischer Fehler von den Vertretern der Re- 
gierung nicht abgenommen werden. Im Zusammenhang 
damit und auch aus anderen Gründen sah sich Warschau 
gezwungen, die Vorschußzahlungen vorlaufig einzustellen, 
so daß es im Fehruar d. Js. sogar zu einer vollstandigen 
Stoekung der Bauarbeiten kam. Die Verhaltnisse scheinen 
allmahlich sich so skandalos gestaltet zu haben, daß selbst 
polnische Blatter, die sich sonst in „nationalen“ Angelegen- 
heiten an Schonfärberei nicht genug tun können — und 
Gdingen ist, wie gesagt, ein recht hohe? nationaler Ehren- 
punkt für Polen — in den letzten Wochen eine recht offene 
Sprache geführt haben. Man gibt zu, daß die Begeisterung 
für Gdingen übertrieben und die Hoffnungen, die man auf 
die Ausnutzungsmöglichkeiten dieses Hafens gesetzt, schr 
verfrüht waren. „Kurjer Poznański“ spricht. davon, daß bei 
der geringen Arheitstätigkeit, die seit langerer Zeit am dor- 
tigen Handelshafen entfaltet wird, mit einer Verzugerung 
der Fertigstellung um ein ganzes Jahr gerechnet werden 
muß, „Ilustrowany Kurjer Codzienny“ stellt sogar in Frage, 
oh die Arheiten, die eigentlich schon Ende des Vorjahres 
fertig sein sollten, auch nur in 2 Jahren beendet sein werden. 
Die gesamten Hafenanlagen sollten ursprünglich 1929 voll- 
endet sein. Es ist aber bereits durchgesickert, daß selbst die 
maßgeblichen amtlichen Stellen diesen Termin schon auf 
1933 verschoben haben, Voraussichtlich werden im Laufe 
dieses Sommers nur 150 m Mauer an der sudlichen Mole 
fertig werden. Die besonders dringenden Arbeiten am Ufer 
beim Eingang in das innere Bassin, die schon Anfang dieses 
Jahres den offentlichen Taadeverkehr an dieser Stelle er- 
moglichen sollten, waren Mitte Juni uberhanpt noch nicht 
angefangen. Zur Entschuldigung für die Verzugerung der 
Bauarbeiten wurde von angeblich sachverstandiger Seite 
kürzlich in der „Rzeczpospolita“ erklart, daß 3 große Bagger 


Hafenproblem 


gekeutert seien, nicht wegen technischer Mangel nder aus 
Fahrlassigkeit, sondern weil Verbrecherhande im Spiel ge- 
wesen waren. Anscheinend hat man damit Kreise ver- 
dachtigen wollen, denen im Interesse des Danziger Hafens 
eine Verschleppung der Hafenbauarheiten in Gdingen er- 
wünscht sein konnte, Andere polnieche Pressestimmen aber 
bekennen unverhüllt, daß die Hauptschuld in der Unfahig- 
keit und geringen Sachkenntnis der zustandigen polnischen 
Stellen zu suchen sei. Die Warschauer Regierung hat auf 
Grund der Vertragsbestimmungen das franzosische Bau- 
konsortium mit einer Konventionalstrafe belegt und die 
fallige Rate des Bauvorschusses zuruckgehalten (3 Mill. 
Goldfranken). Infolgedessen sieht sich das Bares Kon- 
sortium, das soviel man weiß, von der Morganbank finanziert 
wird, aber schließlich doch auch nur in gewissen Grenzen, 
außerstande, weiter zu arbeiten. Daraufhin wird nun wieder 
von anderer Seite der polnischen Regierung der Vorwurf 
gemacht, daß sie zwar im Begriff sei, für den Danziger 
Hafenausbau eine Verpflichtung zur Schuldentilgung und 
Verzinsung fur die Halfte einer in Hohe von 30 Millionen 
Gulden vom Danziger Hafenrat aufzunehmenden Anleihe 
einzugehen, nachdem sie bereits im Vorjahr 8 Millionen 
Goldzloty zur Vergrößerung der Danziger Verladungsan- 
lagen investiert habe, jetzt aber für Gdingen kein Geld auf- 
bringen wolle. In dunkelsten Farben wird dann die Gefahr 
an die Wand gemalt, daß Polens Wirtschaftsleben und ins- 
besondere sein Außenhandel in vollstandige Abhangigkeit 
von Danzig geraten werde, das man durch polnisches Geld 
erst so stark und reich gemacht habe. 

Vor einigen Tagen sind’auch die beiden neuen Minister 
für das Handels- und das Verkehrsressort auf ihrer großen 
Rundreise durch Westpolen nach Dirschau und Gdingen ge- 
kommen. Aber gerade die Aufmerksamkeit, die sie dem 
neuen Stromhafen in Dirschau zuwandten, scheint darauf 
hinzudeuten, daß ihnen in erster Linie daran gelegen war, 


-zu untersuchen, wie man insbesondere den Kohlenexport 


über Danzig noch forcieren konne. Zur Entlastung des 
Danziger Verladeverkehrs hatte man namlich ins Auge ge- 
faßt, schon in Dirschau die Kohle von der Bahn auf Fracht- 
kahne umzuladen, die dann im Danziger Seehafen, also ohne 
Benutzung der Kaianlagen ihre Ladung direkt an die Export- 
dampfer ahgeben sollten. Nach Fertigstellung der geplanten 
Verladeeinriehtungen hofft man die Verladefahigkeit des 
Dirschauer Stromhafens von 1000 auf 5000 t taglich atei- 
gern zu können. Offenbar glaubt die Warschauer Regierung 
nicht ernstlich daran, daß Gdingen in absehbarer Zeit eine 
wesentliche Entlastung des Danziger Iafens bringen konne 
und tut deshalb auch gut daran. zunachst das wirklich Er- 
reichhare zu fordern, namlich Verbesserung und Erweiterung 
der Danziger Hafenanlagen. 

Für Danzig scheint man in Warschau jetzt sogar eher 
die Gefahr einer Verminderung des Hafenverkehrs zu sehen, 
nachdem mit Wirkung vom 20. Juni auch die Grenzüber- 
gangsstationen Grajewo und Raezki die Vorteile des Aus- 
nalımetarifs für Exportholz genießen und damit eine sehr 
großer Teil der bisherigen Holztransporte aus dem nord- 
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östlichen polnischen Waldgebieten zweckmaßiger und billiger- 
weise mach dem Konigsberger Hafen abgeleitet werden. 
Denn es wird neuerdings eine lehhafte Propaganda dafür 
gemacht, daß die schwedischen Eisenerze, die bisher haupt- 
sachlich über Stettin nach Polnisch-Oberschlesien wie auch 
nach der Techechoslowakei gingen (im Vorjahr naclı pol- 
nischer Quelle über 1 Million 4), besser über Danzig einzu- 
lühren seien (im Vorjahr mur wenige Tausend Tannen). So 
wid z, B. in der letzten Nummer der offiziosen Warschauer 
Wochenschrift „Przemysl i Handel‘ der Nachweis versucht, 
daß der Erzbezug über Danzig wesentlich rentabler sei als 
über Stettin. Für die Tschechoslowakei, namentlich für die 
metallurgischen Witkowitzer Werke kamen jahrlich gegen 
600 000 t schwedische Erze in Frage, von denen 400 000 auf 
der Oder und gegen 200.000 t mit der Bahn van Stettin 
befördert würden. In Anbetrachi dessen, daß die Eisenbahn- 
transporte von Danzig bis zum Bestimmungsort wegen der 
Überlastung des Danziger Hafens mit polnischer Export- 
koble mit Schwierigkeiten verbunden sei, würde es sich bei 
der Leitung der Transporte über Danzig empfehlen, einen 
anderen Transportweg zu wahlen, und zwar den Wasserweg 
von Danzig bis Bromberg auf Kahnen und von Bromberg 
mit der Eisenbahn bis zur Emplangsstation. Der Transport 
mit der Eisenbahn via Stettin stelle sich inkl. Verladungs- 
kosten, Fracht Stettin-Beuthen und Beuthen-Witkowitz 
auf 10.55 Rm. Die Transportkosten via Danzig beliefen 
fich dagegen — bei Einhereelmung der Umladungskosten 
in Danzig. der Fracht Danzig—Bromberg. der Danziger 
Hafengebühren, der Schleusengebühren in Einlage, der Um- 
ladungskosten in Bromberg und der Eisenbahnfracht bis 
zum Bestimmungsort — nur auf 19.10 Zloty = 7.65 Rm. 
(bei einem Kurs von 1 Złoty = 0,40 Rm.) Der Transport. 
auf diesem Wege sei somit un 27.5 Prozent billiger als der 
über Stettin. Für die Wahl der Erzeinfuhr über Danzig 
spreche noch der Umstand, daß der schwedische Ausgangs- 
hafen Lulea nur 6 Monate im Jahre. d. h, von Mai bis Ok- 
tober einschließlich benutzhar ist. Diese Zeitperiode cigne 
sich besonders für die Frzbeforderung auf Kahnen. da der 
Transport von Massengütern (Getreide und Zucker) meistens 
erst spater einsetzt. Die Benutzung des genannten Trans- 
portweges sei noch aus dem Grunde zu empfehlen, daß die 
Kohlenzüge, die von Danzig bis Schlerien bzw. die Kohlen- 
kahne, die von Danzig nach Bromherg unbeladen zurück- 
kehren, auf diesem Rückwege nicht leer zu laufen brauchten. 
Außerdem konnte die Einfuhr schwedischer Erze über 
Danzig in einer Hohe von 20'000 t monatlich zusammen 
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mit dem polnischen Kohlenexport nach Schweden gewisse 
Voraussetzungen für die Entwicklung einer polnischen 
Handelsflotte schaffen. 

Offenbar um dieser Propaganda für die Umleitung der 
Erztransporte über Danzig entgegenzuwirken, hat die 
Deutsche Reichsbahn ab 1. Juni d. Js. die Satze des Aus- 
nahmetarifs 70 um 15—20 Prozent ermaßigt. Der Tarif, 
der sich auf Erzsendungen von Stettin nach dem ober- 
schlesischen Hochofengebiet erstreckt, ist gleichzeitig auch 
auf Oderberg für Sendungen, die zur Eisen- und Stahler- 
zeugung in der Tschechoslowakei bestimmt sind, als Binnen- 
umschlagtarif (Cosel-Hafen und Oppeln-Hafen) ausgedehnt 
worden. Vielleicht werden diese Tarifvergünstigungen auch 
auf Erzsendungen für Polnisch-Oberschlesien ausgedehnt. 


Die Urteilsbegründung des Reichsgerichts gegen 
die Aufwertung der Reichsbanknoten. 


Aus der jetzt im Wortlaut vorliegenden Begründung des Reichs- 
gerichtszuseinem Urteil vom 20. Mai d. Js., in dem die Aufwertungs- 
ansprüche der Besitzer von Reichsbanknoten abge wiesen wurden, 
teilt die Reichsbank folgendes mit: 

Das Reichsgericht führt aus, dad selbst, wenn man die Bankuoten 
als Schuidverschreibungen bürgerlichen Rechtes ansehen wollte, der 
dadurch verbriefte Anspruch lediglich auf Zahlung des Nerinbetrages 
in früherer Wahrung gehen wurde. Es handele sich dabei nicht um so- 
genannte „Goldoblipationen“. Die frühere Goldeinlüsungspflicht sei 
lediglich für das Geldzeichen angeordnet gewesen und später 
beseitigt worden ; sie lasse sich nicht auf die bürgerlich-rechtliche Schuld- 
verschreibung, die man in der Note außerdem noch finden wolle, aus- 
dehnen; das Zahlungsversprechen sei vielmehr, wenn es existiere, ein 
solches gewohnlicher Art ahne Goldklausel. Das Reichsgericht 
fahrt fort: „Die sirestigen Noten sind deshalb sowohl in ihrer Eigenschaft 
als Geldzeichen wie in der als Schuldverschreibungen der twer- 
tung anheimgefallen. Weun auch bis zum Erlaß des neuen 
Bunkgesetzes theoretisch die Moglichkeit einer Wiederaufnahme der 
öffentlich-rechtlich begründeten Goldeinlösung bestand, so hat dies doch 
in der Verkehrsauffassung die Entwertung der Noten weder nach der 
einen, noch nach der anderen Seite verhindert.‘ 

Das Reichsgericht pruft sodann die Frage, ob etwa den Klagern ein 
Recht auf Aufwertung dieser möglicherweise bestehenden bur- 
gerlich--rechtlichen Furderuug zustehe. Es ver- 
meint diese Frage, da weder nach deu Bestimmungen des Auf- 
wertungsgesetzes noch nach allgemeinein bürgerlichen Recht (§ 242 BGB.) 
die Voraussetzungen ciner Aufwertung gegeben selen. Eine Aufwertung 
nach BGB., nämlich individuell verschieden je nach den 
persönlichen Verhaltnissen des einzelnen Besitzers, wider- 
spreche dem Begriffe der Banknote und dem Zweck, zu dessen Erfüllung 
sie geschaffen sei, nämlich als Zahlungsmittelvon Hand zu 
Hand zu gehen und dem Verkehr zu dienen, Es seien hier die- 
selben Erwagungen maßgebend, die schon in früheren Urteilen -des 


Die Bekenntnisse eines Kapitalisten. 
Von Ernest 1. P. Benn. 


Im Verlag F. Bruckmann A.-G.-München ist cin sehr inter- 
cessantes Buch unter obigem Titel erschienen, das die Erfahrungen 
cines englischen Kaufmannes schildert, in der Absicht, falsche Vor- 
stellungen über Kapıtal und Kapitalsbildung zu zerstoren. Mit 
Erlaubnis des Verlages bringen wir den nachstehenden kurzen Ab- 
schnitt zum Abdruck. Die darin geschilderten Verhalinisse sind 
in England nicht anders wie in jedem anderen Lande. 


Das Geschaft des Kaufens und Verkaufens ist keine ganz so cin 
fache Operation, wie sich die Uneingeweihten vielleicht vorstellen. Ein 
gutes Zeitungsunternehmen gibt ein treffliches Beispiel fur die modernen 
Wege des Güteraustausches ab und zeigt in verblüffender 
Weise, wie ein Unternehmen für Ale Teile auch dann nutzhringend sein 
kaun, wenn der Gutertausch dabei bei oberflachlicher Betrachtung zu 
einem Verluste zu führen scheint. Als cin Beispie! aus der Wirklich- 
keit will ich mir erlauben, eine der Handelswochenschriften, die ich 
herausgebe, „The Cabinet Maker“ („Der Kunsttischler“) zu zitieren. 
Ein Mobellieferanf zahlt mir jahrlich 25 Schillinge dafur, sich 52 Wochen- 
immeru des „The Cabinet Maker‘ zu sichern. Im Austausch gegen 
diese 25 Schillinge beliefere ich ihn mit Papier, das unbedruckt 50 
Schillinge wert ist. Tatsächlich hat mich das Papier, das er in Form 
seiner Wochenzeitung erhalt, 50 Schillinge gekostet, ehe noch irgend- 
eine Arbeit daran aufgewendet wurde. Derselbe Abonnent wird überdies 
im Laufe des Jahres den Gegenwert von 10 Schillingen :n Form von 
Postmarken auf den Hullen der Zeitung von mir zugesendet bekommen. 
In dem gleichen Zeitraume muß ich an Buchdrucker, Photographen, 
Kunstler und zahlreiche andere Leute, von den Redakteuren gar nicht 
zu reden, durchschnittlich 3 Pfund fnr jeden Abonnenten auszahlen, so 
daß ich also ganz gehörig draufzahle, wenn man die 25 Schillinge, die mir 


der Mobelhandler zahlt, gegen die erheblich größeren Summen hält, 
die ich für Waren und Leistungen geben muß, welche ich meinen Ab- 
nehmern zugute kommen lasse. Es kann daher kein Zweifel bestehen, 
daß meinem Abonnenten ans diesem kleinen Tauschgeschafte ein erheb- 
licher Nutzen erwachst, 

Die andere Hälfte meines Geschaftes spielt sich mit dein Inserenten 
ab, der mir 10 Pfund dafür zahlt, daß seine Ankündigung einmal aut 
einer Seite einer Wochenausgabe des „Cabinet Maker“ abgedruckt wird. 
Wenn dieser Inserent sich entschließen wiirde, seine Ankündigung selbst 
mittels Postversendung eines Zirkulares durchzuflihren, statt eine Seite 
des „The Cabinet Maker“ dazu zu benützen, so würde er fur Papier, 
Druck, Porta, Verpackung und Adressenschreiben an die 25 Pfund be- 
zahlen mussen, um seine Mitteilung denselben Leuten zukommen zu 
lassen. Es unterliegt daher keinem Zweifel, daß dem Inserenten aus 
diesem besonderen Tauschhandel mit mir ein erheblicher Vorteil erwächst. 
Da etliche Tausend Inserenten es für zweckmaßig erachten, mir 1200 
Pfund pro Tag für diese Art von Dienstleistung zu zahlen, da viele von 
ihuen schon, seit mehr als vierzig Jahren dasselbe tun und immer mehr 
Leute es tun, ergabe sich für mein Geschäft die Schlußfolgerung, daß der 
Güteraustausch die Inserenten zufriedenstellt. 

Und doch gewinne ich aus diesen belden scheinbaren Verlusten 
Geld. Mein Verlust dem Abonnenten gegenüber ist ein wirklicher, be- 
stimmter und schwerer. Der Zeitungseigentümer setzt tatsachlich an 
jeden Abonnenten zu, den er gewinnt. Trotzdem erfindet er immer neue 
Wege, um mehr Abonnenten zu bekommen, an die er noch mehr Geld 
verlieren kann. Der Verlust an den Inserenten aber, den ich beschrieben 
habe, ist kein wirklicher Verlust, weil sich aus der Zusammenstellung 
und aus dem gleichzeitigen Druck mehrerer Ankündigungen eim iat- 
sachlicher Nutzen ergibt. 

Ein gutgehendes Blatt gibt daher ein gutes Beispiel für die Art ab, 
in welcher alle Beteiligten aus einem Gütertausche 
Nutzen ziehen konnen. 
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Reichsgerichts zur Ablehnung tirer Aufwerlung von Wechseln und von 
städtischem Notgeld geführt hatten. 

Hieraus folge, daß die Banknoten der Kläger zur Zeit der Erlassıng 
des Bankgesetzes keinen höheren Wert gehabt hatten, als ihrem Nenn- 
betrage nach dem damaligen Kursstande der deutschen Papiermark enl- 
sprachen habe nnd daß auch kein Recht aui Aufwertung dieses Nenn- 
betrages gegeben gewesen sei. Den Klagern sei deshalb durch das Bank- 
gesetz und den Aufruf der Banknoten nach keiner Richtung etwas ent- 
zogen worden. Auf die von den Klageru behauptete angebliche Ungültig- 
keit des Bankgesetzcs vom 30. August 1924 komme es daher für die Ent- 
scheidung des Rechtsstreites gar nicht an. In Wahrheit sei auch eine 
solche Ungültigkeit nicht vorhanden; samtliche Gründe, die von den 
Klagern hierfür angeführt wären, seien irrig. Insbesondere liege, wie 
schon angeführt, eine Enteignung oder sonst verfassungsmäßig unzu- 
lässige Entziehung von Vermogenswerten nicht vor. 

Zu verwerfen sei auch die Behauptung, daß die im Bankgesetz ge- 
trofene Regelung des Bauknotenumtausches der 
Billigkeit widerspreche. Hierzu sagt das Reichsgericht 
folgendes: „Auch hier ist darauf hinzuweisen, daß die Noten mit Vor- 
kriegsdatum schon zur Zeit der Erlassung des Bankgesetzcs in der näm- 
lichen Weise von der Entwertung beiroffen gewesen waren, wie die mit 
späterem Ausgabedatum. Keine Beachtung kann dabe dem Umstand 
geschenkt werden, daß nach Kriegsende da und dort Gerüchte auf- 
tauchten, wonach es mit den „rotgestempeiten Tausend- 
markscheinen“ eine besondere Bewandtnis habe und ihnen ein 
besonderer Wert innewohne. Es handelte sich dabei um unlaulere 
Machenschaften. Das Deutsche Reich hatte sich verpflichten müssen, 
die Noten, die während des Krieges ım besetzten helgischen Gebiet mit 
Zwangskurs in Verkehr gebracht worden waren, einzulösen, und dieser 
Umstand wurde von Unredlichen dazu benutzt, um im Inland Scheine 
aufzukaufen, sie nach Belgien zu verbringen und von dort aus dem Reich 
zur Einlösung vorlegen zu lassen. 

Das Reichspericht hat hiernach anerkannt, daß durch das Bank- 
gesetz vom 30. August 1924 keine Schmälerung von Rechten der früheren 
Banknotenbesitzer bewirkt worden ist, sondern daB das Bankgesetr 
in seinen Umlauschbestimmungen und der Hühe des Umtauschentgeltes 
lediglich der bereits aus tatsachlichen Grinden eingetretenen Entwertung 
der Banknoten in zutreflender Weise Rechnung getragen hat; es stellt 
terner fest, daß zwischen irgendwelchen sogenannten 
Vorkriegsnoten und den spater ausgegcebenen 
Banknoten keimerlei rechtlicher Unterschied 
hestehce. Damit wird jeder Begrlindurg der Anspiliche der soge- 
nannten Reichshankglaubiger der Boden entzogen, und es zeigt sich mm- 
mehr unbestreitbar, daß diese Bewegung nicht auf Verteidigung wirk- 
licher Rechte, sondern auf grundlose Bevoszrgung gewisser Banknoten- 
besitzer vor den übrigen Volksteilen unter schwerster Schadigung der 
allgemeinen Interessen hınauslauft. 

Da tiber die Rechtslage jetzt keinerlei Zweifel mehr bestehen kann, 
wird die Reichsbank Anträge und Zuschriften, in denen eine von; Gesetz 
abweichende Art des Unitausches von Reichshanknoten beansprucht 
wird, oder Gesuche sonstiger Art mit dem Besilze aufgerufener Bank- 
toten begründet werden, nicht mehr beantworten, gieichn 


viel, ob diese Aufträge wd Zuschriften ihr unmittelbar (der durch Ver- 


mittlung anderer amtlicher Stellen zugehen. 


Die Ruckzahlung von Zioty-Schulden. 

Das Warschauer Appellationsgericht hat in diesen Tagen ein Urteil 
gelallt, das für eine schon vorher allgemein geübte Praxis die rechtliche 
Grundlage bringt. Ein Glaubiger, welcher vor zwei Jahren Geld aus- 
geliehen hat, wnllte jetzt die Zahlung in Papier-Zloty nicht in Empfang 
nehmen und forderte Gold-Zloty, da vor zwei jahren, als er das Geld 
geliehen hat, der Zloty doppelt so hoch stand als jetzt. Der Gläubiger 
hat sich dabei auf das Valorisierungsgeseiz berufen, beser ders auf den 
Paragraplı des Gesetzes, In welchem es heißt, daß der Schuldner sich nicht 
auf Rechnung des Gläubigers bereichern darf. Das Obergericht hat die 
Klage abgewiesen mit der Begründung, daß das Valorısierungs- 
geselz nur für Rubel und polnische Papiermark gilt, nicht aber für den 
Zloty?! Jeder ist gezwungen, die Zioty-Scheine als Zahlungsmittel in 
Empfang Zu nehmen, ohne Rücksicht darauf, ch der Zloty teilweise 
entwertet ist oder nicht, 


Gesetzgebung und Verwaltung, 


Titeluberseizungen. 


‚7 bedeutel, dal das belreilende Geseiz in 
1 Poinmerellen 
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Die Bemerkung „(uberselzt Nr, . 
der Zeilschrift der deuischen Seim- und Sunatsabgtordeeien Tür Po-en 
Polnische Ocsetze und Verordnungen im deutscher Uberselzung" erschienen 13l. 
Beutscheill ist von der Geschälisstelle, Poznait, Waly Leszcz üskiugo 2, zu beziehen. 


Dziennik Ustaw R. P, Nr. 61 vam 30. 6. 1926. 
Gesetze: 
Pos. 354 (ubersetzt) — vom 10. 6. 1926 über den bediugumgsweisen 
Strafvollstreckungsaufschub auf dem Gebiete der Geltungskrait 
des Gesetzes iiber das Strafverfahren vom 23. 5. 1873... 
355 — vom 10.6. 1926 über den Verkauf des Eisenbahngrundstüc 
und Gebaudes in Turce am Stryj .. Sg Le = 
Verordnungen des Ministerrates 
356 — vom 16. 6. 1926 über die Aufhebung des Gutsbezirkes Tu- 
szewo im Kreise Lubawa in der Wojewodschaft Pomorze und die 
Einverleibung seines Territoriums in die Dorfgemeinde Tyn- 
wald ın demselben Kreise und in derselben Wojewodschaft.. 72% 


es 
a 729 
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357 — vom 23. 6. 1926 über die Verlangerung der Wechselfristen 


m Bezirk des Appellationsgerichtes in Warszawa. an 
358 -- vom 23. 6. 1926 über die Verlangerung der Wechselfristen im 

Bezirk des Appellationsgerichtes Lublin. ..ceseoeecensenen s 730 
359 - vum 23. 6. 1926 über die Einverlcibung der Grundparzellen 

K. Z. 132/135 uud 136 Z. wh. 396 des Grundbuiches der Ka- 

tastralgereinde Wola Duchacka im Kreise Kraków in die Ge- 

meinde der Stadt Kraków RE A. 730 


Verordnungen: 

360 (ubersetzt) des Ministers für Religionshekenntuisse wnd 
offentliche Aufklärung vom 31. 5. 1926 über die Abänderung 
der Verordnung über das Staatsexamen fur Mittelschullehrer 

261 — ges Ministers für Religionsbekenntnisse und offentliche Auf- 
klarung vom 17. 6. 1926 über die Aufhebung der Wirkungskraft 
der Verordnung des Ministers für Religionshekenninisse und 
uffenlliche Aufklarung vom 19. 3. 1926 beir. Anderung der 
Grenzen der Schuibezirke Warszawa und Kraköw........... 

362 - des Justizministers vom 9. 6. 1926 iiber die Aufhebung des 
Friedensgerichtes in dem Kreisgericht in Wielen 

363 - des Justizministers vom 9. 6. 1926 über die Verlegung der 

Friedensgerichte in dem Kreise Kolno im Bezirk des Bezirks- 

gerichtes in Łomża . 

des Justizministers vom 

Friedensgerichtes in der Stad 

gerichte in Pinsk ......... 

des Justizministers vom 9 


73 


er die Verlegung des 
m Bezirk der Bezirks- 


364 


365 


366 
angestrengten Strafsachen au das 
Friedensgericht 1 des Bezirkes in Sokolka im Bezirk des Be- 
zirksgerichtes in Bialystok 4 n 
367 (ubersetzt)-- des Mımsters fur Arl ziale Fursorge vom 
10. 8, 1926 über die Art der Verrechnung zwischen den Unter- 
stützimgsvereinen für Arme ın den Wojewodschaftef' Posen 
und Pommerellen und den Selbstverwaltungsverhänden anderer 
Wojewodschaften wegen Sure für die Armenfürsorge 
368 — des Finanzministers vom 14. 6. 1926 über die Abänderung 
des Musters für die 10 und 20 zl-Qoldmünzen.. en 132. 
369 (ubersetzt) — des Finanzministers im Einverständnis mit dem 
Justizminister und dem Minister für innere Angelegenheiten 
vom 18. 6. 1926 über die Verlangerung des Praklusioustermines 
zur Anmeldung von Antragen.beir. Anordnung der Registrierung, 
von Obligationen privater Unternehmungen .,.,. sans» 
370 (übersetzt) — des Finanzministers vom 19. 6. 1926 iiber die Er- 
ganzung der Verordnung des Finauzministers vom 3. 8. 1925 
betr, Einrichtung und Kontrolle der Brennereien ... kai 
371 (übersetzt) — des Ministers für Handel und Gewerbe vom 


732 


734 


734 


23. 6. 1925 über die Eilpakete im Inmenverkehr 2. 22u000.... 734 
Dziennik Ustaw R. P. Nr. 62 vom 1. 7. 1926. 
Gesetz: 
Pos. 372 (überselzt) — vom 30. 6. 1926 beir. Verlängerung der Gel- 
tungskraft der Verordnung des Staatspräsidenten vom 29. 6. 
1924 über den Geldwucher. Pe, oc en 


Verordnungen: 
373 — des Ministers für Religiansbekenntiisse und »Elentliche Anf- 
klatung im Einverständnis mit dem Finanzminister üher die 
Besoldung des Direktors, sowie der Prälegenten des Staatlichen 

* Instituts für Spezialpädagopik ... uuessaannsnaucse o 735 
374 — des Eisenbahnministers vom 26. ti. 1926 im Einverständnis 
mit dem Finanzminister, sowie der Minister für Handel und 
Gewerbe und für Landwirtschaft ind staatliche Domänen 
über die Ergänzung des Tarifes der polnischen normalspurigen 
Eisenbahnen für den Transport von Personen, Hunden, Gepäck 
und außergewohnlichen Sendungen ae a 

375 (übersetzt) — des Eisenbahnministers vom 26. G. 1926 im Ein- 

standnis mit dem Finanzminister, sowie den Ministern: 

Handel und Gewerbe und für Landwirtschaft und staatliche 

Domänen über d:e Abänderungen und Ergänzungen des Waren- 


736 


tarifes der polnischen norwalspurigen Eisenbahnen ~... 736 
Dziennik Ustaw R. P. Nr. 63 vom 2, 7. 1926, 
Gesetz: 
Pos. 376 — vom 1. 7. 1926 nber die Erganzung des, Budgetprovi- 
soriums für die Zeit vom 1. 5 bls zum 30. 6. 1926 und uber das 
Budgetprovisnrium für dic Zeit vom 1.7. bis zum 30, 9, 1926... 737 


Verordnungen: 

377 — des Ministers für Innere Angelegenheiten vom 5. 6. 1926 im 
Einverständnis mit dem Finanzminister über die Anwendung 
der Vorschriften des Gesetzes vom !1. 8, 1923 betr. Stadt- 
gemeinden hei der Dorfgemeinde Kamien Koszyrski eben- 
desselben Kreises in der Wojewodschaft Polesien pe 

378 — des Finanzministers vom 28. 6. 1926 über die Verlangerung 
der Frist zur Einreichung von Gesuchen im Hauptliquidationg- 
amte ketr. Versicherung der Rechte der in das Territorimm des 
jeizigen Verbandes der sozialistischen Räterepubliken ausge- 
führten bzw. in Instituten auf diesem Territorium hinterlegten 
Inhaberschuldverschreibungen +1... Pure 
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Dz. U. R. P. Nr. 64 vom 6. Jull 1928. 

379. Verordnung des Finanzministers vom 18. Juni 1926 

in Sachen ees Zuschlagpreises für den Kleinverkaut von 

Tabakerzeugnissen..u.ucen oeoo oei 741 

380 — Verordnung des Finanzministers vom 22. Jum 1926 über die 
Festsetzung der Salzpreise .. 

-- Verordnung des Finanzmi "Jusfizministers vom 

30. Juni 1926 über die Anderung des Paragraphen 2 der Ves- 

ordılung des Finanz- und Justizministers vom 14. November 1924 


Pos. 


38I 


über den Zinswücher .nuenasenssenaneanen cn 741 
382 — Verordnung des Ministers für Industrie und Handei im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminister vom 30. Juni 1926 über 
die Gebühren bei Proben (Gold, Silber usw.) -...>...... =... 742 
Dziennik Ustaw Nr. 65 vom 7. Juli 1926. 
Pas. 383 Abkommen zwischen Polen und Deutschland über Er- 
leichterungen im kleinen Grenzverkehr unterzeichnet in Danzig am 


30, Dezember 1924, 

Pos. 384. Regierungserklarung vom 25. Juni 1926 in Sachen 
des Austausches der Ratifikationsurkunden des Abkommens zwischen 
Deutschland und Polen über Erleichterungen im kleinen Grenzverkehr. 
Unterzeichnet in Danzig am 30. Dezember 1924. 


Steuerkalender für den Monat Juli. 

Auf den Monat Juli entfallen nachstehende wichtige Steuern: 

1. Am 15, die Teilzahlung der Umsatzsteuern für das zweite Quartal 
des laufenden Jahres in Hohe von t/s der Steuersumme, die für 
das laufende Kalenderjahr festgesetzt wurde, 

2. Bis zum 15. die monatlichen Steuerzahlungen der Gewerbe- 
steuer vom vergangenen Monat. 

3. Die Einkommensteuer aus dem Dienstverhaltnis der Emeritur 
und Entschadigungen im Laufe von 7 Tagen nach Abzug. 

Außerdem sind im Monat Juli die Steuern fallig, auf welche die 

Zahler Zahlungsbeiehle mit Termin bis Juli des Faufenden Jahres cr- 
halten haben. 


Die Einnahmen von Staatssfeuern und Monopalen 
in der ersten und zweiten Dekade des Monats Juni. 
Nach den bisherigen Zahlen sind in der ersten und zweiten Dekade 


des Monats Juni d. J. nachstehende Betrage er angen (in Ztoty): 
‚Unmittelbare Steuern: Dekade 2. Dekade 


Orungsteiteh une nen ren E 322 840 966 657 
Gewerbe- md Umsatzsteuer 2. 4380 916 6.420 938 
Einkommensteuer . . 2 357 509 1610 301 
Vermagenssteuer ., .. 1 614 959 2006 848 
Andere unmittelbare Steuern „1717 867 1 929 884 
Zusammen 11 434 091 1293767 

2.Mittelbare Steuern: 
Weinsteuer x ` x 49 832 62 275 
Biersteuer . +- 512616 205 089 
Zuckersteuer . 1283399 2 788 703 
Rohölsteuer, . 502 669 74712 
‚Andere mittel 395 350 275 796 
2 743 806 3 406 575 

3. Zolle: 

Einfuhrzolle .... .. .. . 4839 883 3.063 945 
Ausfuhrzolle ...., 193 101 180 478 


EBD ATA 
4. Stempelgebühr 
Sten'pelgebühren Cinch, aller Kin 


sitionen). aoaia aa ee ATIR 2959 421 
5. Monopole: 
Sacharinmonopol -.. 3000 
Salzmonopol -.. 1516665 1 084 932 
Tabakmonopol ... « 7000 000 7 000 000 
Spiritusmonopol 4615752 6047287 
Zünholzmonopal..... a m 
Staatliche Lotterie ra 600 000 
13 135 417 14 732 219 


Insgesamt 36 087 334 37 277 266 


Erhöhung des Salzpreises. 


Auf Grund des Artikels 4 der Verordnung des Staatsprasidenten 
vom 30. Dezember 1924 (Dz. Ust. R. P. Nr. 117, Pos. 1043) werden die 
Salzpreise für 100 kg ohne Verpackung frei Waggon Empfangsstation 
laut Dz. Ust. Nr. 64, Pos. 380 vom 6. 7. 1926 wie folgt geandert : 

a) Siede- und gemahlenes Steinsalz aus der Grube Wapno 

b) gemahlenes Steinsalz aus den anderen Gruben, sogen. 

Gral nE 

Steinsalz in Stücken unter a) und b) 0.20 zt hilliger. 

Die Verordnung trat am 6. Juli 1926 in Krait. 


23 zl, 


H. u. G. 


Verlängerung der Zahlungstermine für die Umsatz- 
steuer für das ]. Vierteljahr 1926 


Das Finanzministerium hat ınit Rundschreihen vom 19. Juni 1926 
die Vorsitzenden der Finanzämter ermächtigt, die Zahlungstermine Für 
die Umsatzsteuer für das erste Vierteljahr 1026 bis zum 15, Juli d. Js. 
hinanszuschieben mit gleichzeitiger Sinndung der Steuer für das zweite 
Vierteljahr 192G bis zum 15. August 1926. 

Vergünstigungen werden dieVorsitzeuden der Tinanzamter nur 
aul Einzelgesuche und in Ausnahmefallen erteilen nach vorheriger ge- 
nauer Prüfung der Finanz- und Wiırfschaftsverhältnisse des Antrag- 
stellers und nur dann, wenn die riickstandige Umsatzsteuer für das zweite 
Halbjahr 1925 his zmn 29. Juni 1926 voll entrichtet worden ıst. 


Die Erhöhung der Spirituspreise. 


Die Verordnung über die Erhohung der Spirituspreise, die wir be- 
reits kurz erwähnten, lautet in ihren wichtigsten Paragraphen wie folgt: 
Verordnung des Finanzminısiers vom 1A. Juni 1926 (Dz. Ust, Nr. 60: 
Pos. 353 vom 24 6.26). Kraft der Art. 21, 22, 30d, 0.3, Art, 97 und 10] 
des Ges. vom 31. Juli 1924 vom Spiritusmonopol, bekannt gegeben in 
der Beilage zur Ministerial-Verordnung vom 17. September 1925 (D. U. 
R. P. Nr. 102, Pos. 720) wird folgendes bestimmt: 
§ I. Der Staatszoll, einschließlich der Zuschlage fúr die 
Kommunalverbande von einem Hektolster 1000% Spiritus 
wird vam 25. Juni 1926 ab wie falgt festgestellt 
a) Vom im Inland hergestellten Spiritus 650 zt 
b) Vom im Ausland hergesteliten Spiritus und 
diesem hergestellten Fabrikaten, sowie aus Bezirken, 
in welchen die Monnpolpflicht durchgeführt ist 
§ 2. Vom 25. Juni 1926 ab verpflichten folgende Preise für 
1 Hekioliter 100%, Spiritus, verkauft in den durch die 
Direktion für Staatsmonopul bestimmten Lokalen. 
a) Fiir gercinigten Spiritus zur Herstellung von Czysta 836 „ 
b) Für gereinigten Spiritus zur Herstellung von 
Gattungsschnaps, zur Verstärkung der Weine und der 
Fruchtsäfte .., un. 050 
c) Für gercinigten Spiritus für Haus-, Heil- und Lehr- 
zwecke, sowie zur Herstellung von Zuckerwaren, 


900 „p 


nährungsgegenstanden der Abnehmer usw. 950p, 
d) Für gereinigten Spiritus für Apotheken, Spitäler und 
der Fabrikation galenierler Mittel sowie zur Her- 
stellung von absolutem Alkohal 6 ,, 
e) Für gereiniglen Spiritus zur Fabrikation von Riech- 
mitteln, Schünheitsmitteln, Essenzen, Äther, mit 
Ausnahme von Schwefelather 400 y 


1) Für gereinigten Spiritus zur Herstellung von Fleil- 
mitteln sowie Herstellung von Glyzerinseife 

g) Für Spiritus zur Essigfabrikation . 65 

üc ungereinigten und minderwertigen Spiritus zur 

brikation von Lack und Schwefeläther ..... 

i) Für gereinigten Spiritus für alle anderen gewerblichen 
aben nicht genannten Zwecke 

j) Für doppelt gereinigten md nicht filtrierten Spiritus 
10 74 mehr. 

k) Für doppelt gereinigten und filtrierteu Spiritus 15 zt 


mehr. 
B. Für jedes Inhaltshektoliter entwerteten (dehaturlerten) 
Spiritus 
a) Starke 92°, Be n B5 
b) Starke 95. EETA e SCHE 57 y 
§ 3. Für Spiritus aus der Kampagne 1938, 24, ‘der durch die 
Moncpoldirektlon den Schnapsfabriken tiir den inneren 
Umsatz auf Grund des Art. 3 des Ges. vom 31. Juli 1924 
freigegeben worden ist, sind vom 25. Juni 1926 ab zu 
zahlen: 
a) zur Fabrikation von Czysta 750 zI 
b) Gattungsschnaps . B64 p 
§ 4. Die Verkaufspreise zy: einschl, 
Flasche hetragen vom 25. Juni 1926 ab 
a) Stärke 40% 1 Lir. 6,75 Lir. O5 Lir. 0,25 Ltr. 
Im Großhandel 3,79 1,96 1,04 
Im Kleinhandel 4,15 3,15 2,15 1,15 
b) Stärke 45% 1 Lir, 0,75 Lir, 0,5 Ltr, 0,26 Ltr, 
Im Großhandel 4,22 2,15 1,13 
Im Kleinhandel 4,60 3,50 2,35 1 125 


Der Kleinhandeispreis für Czysta-Schnäpse, verkauft durcli Privat- ' 


unteruchmer im Gebiet, das nicht vom vollen Spiritusuonapol erfaßt 
ist, darf obigen Preis nicht über 10%, liberschreiten. Es ist Privat“ 
fabrikanten verboten, Czysta in anderen Gefäßen als 1, 0,75, 0,5, 0,25 
und 0,2 Ltr. Inhalt zu verkaufen. 

§'5. Vom 25. Juni 1926 ab verpflichten nachstehende 


Verkaufs- 


preise für Flaschenspiritus für Heil- und Hauszwecke einschl. Flasche 
Stärke 056, I Ltr. 0,5 Ltr. 0,25 Lir, 
< Großhandel 3,00 4,05 2,39 
Kleinhandel 9,60 4,35 2,55 


a 


. Bestände an Spiritus, die sich am 25. Juni 1926 im Besitze 
vn Privatiabrikanten befinden, sei es in Gestalt von Czysta, 
% Halbfabrikaten bzw. fertigen Fabrikaten, desgleichen 

í Saiten usw., unterliegen der Zusatzsteuer, uud zwar: 


Nr. 5 


a) Spiritus bestimmt zur Fabrikation von Czysta und enthallen 
in Halbfabrikaten, sowie dertiger Fabrikate IM zi 
pro hl 100%. Unter Czysta sind Fabrikate zu verstehen, 
die außer Spiritus und Wasser keine anderen Mischungen 
enthalten. 

b) Spiritus zu Gattungsschnapsen bestimint oder enthalten in 
Halb- und fertigen Fabrikatcn oder enthalten in Frucht- 
saften 125 zi pro hi 100%. 

c) Spiritus in Flaschen für Haus- und Heilzwecke im Groß- 
und Kleinverkaut 124 zl. 

. Alle vor dem 24. Juni 1926 zur Absendung gelangendeu 
Spiritussendungen unterliegen der unter $ 6 genanuten Normen 
der Nachbesteuerung. 

. Unverzüglich nach Schluß der Tatigkeiten in den Schnaps- 
fabriken am 24. Juni 1926 haben die Kontrollenre mit der 
Prüfung der Bestände zu beginnen, 

. Privatgroßhandler haben am 25. Juni deu zustandigen Kon- 

trollinspektionen die Bestände anzuzeigen, 

Die Staats-Kontrollbeamien sind verpflichtet, nach Schluß der 

Arbeiten in den Großhandelsbetrieben urd Detailverkaufs- 

stellen am 24. Juni 1926 nut der Prüfung der Bestande an 

Spiritus zu beginnen. 

2. Das Finanzamt für Akzise- und Monopoisicner kann auf An- 
trag die Zahlung des Zuschlags ın 6 Ralen gestatien unter 
Vorbehalt der 6% monatlicken Verzinsung- 

$ 14. Die Verordnung tritt mit dem 25. Juri 1926 in Kraft 

Der Finanzminister, (—) Klarner. 


Ermaßigung der Verzugszinsen bei Zahlung von 
Steuerruckstanden. 

Das Finanzıninisterium hat zur Erleichterung der Stewerzahlung 
angeordnet, daß die Steuerpflichligen, die vor dem 1. September d. J. 
die rückstandigen Steuern und Stempelgebühren zahlen, von der gë- 
setzlich vorgeschriebenen Verzügerungsstraie in Hohe von 4%/, befreit 
werden und daß van ihnen folgende Zinsen zu erheben sind: 

1, Falls die Rückstände bis zum 15. Juli d. J. einschließlich ge- 
zahlt werden, 1%, Verzinsung pro Monat. 

2. Falls dieselben Rückstände in der Zeit vom 16. bis 31, Jull d. J 
gezahlt werden, 134%. 

3. In der Zeit vam 1, bis 
vorn 16. bis 31. August d. J Io» 

Nach den genannten Terminen werden obige Ermäßigungen nicht 
zugebilligt. 

Den durch die gesefzgebende Behörde beschlossenen 10%, Zuschlag 
wird das Finanzuinistericm nur dann anwenden, wenn die Rück- 
stände nicht bis zuin 1. August eingezahlt werden. 


Cinschlie lich 15. August d. J. 2% und 


Instruktion über die zwangsweise Einziehung von 
Staalssteuern, Einzahlungen und anderer staatlicher 
Schuldiorderungen. 

«Fortsetzung,) 

§ 21. 

Es ist nicht gestattet, bewegliche Sachen zu beschlagnahmen, welche 
Kraft Gesetzbeschlusses von der Exekution ausgeschlossen sind. 

Von der Beschlagnahme sind ausgeschlossen : 

A.l. Bei P. K. O. auf Sparbuch hinterlegte Spareinlagen bis zur 

Hohe von zweitausendfünfhundert zl. 

B. 11. Auf russischem Teilgebiet usw, 

B. 111. Auf osterreichischem Teilgebiet ssw. 

B. IV. Auf preußischem Teilgebiet: 

Von der Exekution sind ausgeschlossen : 

1. Anziige, Betten, Wasche, Haus- und Küchengeräte, insbesondere 
Ofen zum Kochen und Erwärmen, insolern diese Gegenstände dem 
Schuldner nolwendig und zur Fortführung der Hauswirtschaft unent- 
behrlich sind. 

2. Ernährungs-, Heiz- und Beleuehtungsmitiel, soweit solche der 
Schnidner, seine Familie und Diensipersonal fir 4 Wochen nötig hat, 
oder wenn diese Bestände für 2 Wochen nicht vorhanden sind und deren 
Lieferung für die Zeit nicht gesichert ist. Bargeld für deren Ankauf. 

3. Eine Milchkıh bzw. nach Wahl des Schuldners statt derer zwei 
Ziegen oder Schafe, insoweit Tiere, die zur Unterhallumg des Schnldners, 
seiner Familie und Personals notwendig sind, samt Futter und Streu- 
mittel für diese Tiere auf die Dauer von 4 Wochen, oder wenn diese für 
14 Tage nicht vorhanden sind, Bargeld für deren Ankauf. 

4. Bei Besitzern von Landwirtschaflen — Geräte, Vieh nebst Dünger 
und landwirtschaftlichen Friichten, soweit solche zur weiteren Ført- 
führung der Wirtschaft bis zum Zeitpunkt der wahrscheinlichen Er- 
langung ähnlicher oder derselben Frúchte ausreichen. 

5. Bei Künstlern, Handwerkern, Industriearbeitern und anderen 
Personeu, deren Verdienst aus ihrer Hände Arbeit oder personlichen 
Leistungen herrührt, die Gegenstände, die zur Fortführung der ent- 
sprechenden Tatigkeit unumganglıch notwendig sind. 

6. Be, Witwen und minderjährigen Erben und unter 5 genannten 
Personen, wenn dieselben das Geschaft für eigene Rechnung, aber durch 
einen Vertreter fülıren, Gegenstaude die zur weiteren Fortführung des 
Geschäfts durch den Vertreter unumganglich notwendig sind. 

7. Bei Mariveoftizieren, Beamten, Geistlichen, Lehrern in öffent- 
lichen Anstalten, Rechtsanwalten, Notaren, Arzten und Hebammen 
Gegenstände die zur Ansübung des Dienstes bzw. Berufs notwendig sind 
nebst anstandigeı Kleidung. 


H. u. G. 
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8. Bei Offiziereu, Militärarzien, Marineofiizicren, Beamten, Geist- 
lichen, Arzien und Lehrern in offentlichen Anstalten Bargeld, weiches 
gleich den nicht pfandbaren Gehalts- bzw. Pensionsbezügen ist. 

9. Gerate, Geschirre und Waren, die zur Fortführung einer Apotheke 
unumgänglich notwehdig sind. 

IN. Die im Gebrauch befindlichen Bücher des Schuldners und seiner 
Familie, soweit solche fur Kirchen-, Schul- oder Hausandacht ader für 
Lehrzwecke bestimmt sind. 

11. Haushaltungs- und Berufsbücher, Familienpapiere, desgleichen 
Eheringe, Orden und Ehrenzeichen. 

12. Prothesen, Brillen und andere zur Behebung von körperlichen 
Gebrechen dienende Hilfsmittel, 

13. Gegenstände, die unmittelbar zur Beerdigung von Toten dienen, 
Gewohnliche zum täglichen Hausbedarf dienende Gerate dürfen nicht 
gepfänd rden, wenn es augenscheinlich ist, daß der Erlos aus dem 
Verkauf diescr Gegenstände in keinem Verhältnis zu deren Wert steht, 

Bemerkung: 

Die Mubılar-Exekution darf nicht durchgeführt werden in Lager- 
raumen, Grundstücken, Baustellen und zu diesen gehörigen Teilen. Zu 
den tatsächlichen Teilen des Lagers gehoren Sachen die mit der Erde 
eng verbunden sind, insbesondere Baustellen sowie Erdfrüchte, soweit 
sie standig mit der Erde verbunden sind. Samen wird ein wirklicher 
Bestandteil der Erde mit dem Zeitpunkt des Aussäens, die Pflanze mit 
dem Zeitpunkt des Aussetzens in die Erde. 

Zu den tatsächlichen Teilen des Baugeländes gehurei Sachen, dre 
zur Ausführung des Baues dort aufgehäuft sind. 

Zum Grundstück gehoren nicht solche Sachen, dıe wechselnd mit 
der Erde verbunden worden sind. Vorübergehend in Bauten unterge= 
brachte Gegenstände gehoren nicht zu Teilen des Baugeländes. 

Rechte, die mit dem Grundeigentum in Verbindung stehen, werden 
als zusammengelegte Grundteile angesehen, 

Zubehör sind bewegliche Gegenstände, die nicht Einzelteile des 
Haupfgegenstandes sind und ihrer Bestimmung nach seinem wirtschaft- 
lichen Zwecke dienen sollen und welche in bezug auf ihre Unterbringung 
in einer dieser Bestimmung entsprechenden Verbindung bleiben. 

Als Hauptgegenstand wirtschaftlichen Zwecken dienend sind: 

1. In Bauten, die zur ständigen Führung eines gewerblichen Unter- 
nehmens, insbesondere von Mühlen, Schmieden, Brauereien, Fabriken 
usw., sowie die zur Führung des Unternehmens bestimmten Geräte 
und Maschinen. 

2. Im landlichen Besitz: — Oeräte, das zur Wirtschaftstührung not- 
wendige Vieh, Feldfrüchte, soweit solche zur weiteren Fortführung der 
Wirtschaft, bis zum Zeitpunkt der Wiedererlangung derselben oder 
ähnlicher nötig sind, sowie der auf dem Besitz befindliche und noch zu 
erlangende Dünger, 


Die Exekution gegen nachlässige Steuerzahle in der Weise durch- 
zuführen, daß die Forderungen des Staates gesichert werden, anderer- 
seits die wirtschaftliche Existenz des Schuldners nicht gefährdet wird, 
Zu diesen Zwecke Ist das im Besitz des Schuldners befindliche Bargeld, 
Kleinodien, Wertpapiere und überhaupt wertvollere Gegenstände, die 
leicht transportabel und dem Schuldner nicht unbedingt notwendig 
sind, zu beschlagnahmen. Fails solche Gegenstände nicht vorgefunden 
werden, sind andere bewegliche Gegenstände zu pfänden, Hausgerat 
und inshesondere Mübel sind nur dann zu pfänden, wenn der Schuldner 
keine anderen beweglichen Wertohjekte besitzt und deren Pfändung 
die Forderungen des Staates hinreichend deckt. 


23. 

Bei Vornahme von Pfändungen beweglichen Gutes, welches zur 
gewerbsmäßigen Führung der Landwirtschaft dient, ist folgendes zu 
beachten: 

a) Lebendes und totes Inventar, welches zur Fortführung der Land- 
wirtschaft notwendig ist, kann nur dann beschlagnahmt werden, wenn 
der Schuldner es in Übermaß besitzt. Auf keinen Fall darf solches In- 
ventar gepfandet werden, ohne das die Betrieblührung der Landwirt- 
schaft unmoglich gemacht wird. Es sei denn, daß der Schuldner sich. 
schriftlich mit der Beschlagnahme und dem eventuellen Verkauf der 
Sachen einverstanden erklärt, 

b) Bestände an Getreide, Heu, Stroh und anderen Landesprodukten, 
die für die nächsten Saaten und zur Unterhaltung des Arbeitspersonals 
und Arbeitsinventars notwendig sind, unterliegen nicht der Pfändbarkeit, 
es sei denn, daß sich der Schuldner schriftlich mit der Beschlagnahme 
und dem evenluellen Verkauf dieser Bestände einverstanden erklärt hat. 

Bestände an Dünger unterliegen nicht der Pfändbarkeit. Das zur 
Fortführung der Landwirtschaft erforderliche tote und lebende Inventar, 
sowie andere Bestände, bestimmt in zweifelhaiten Fällen der Vollziehungs- 
beamte protokolfarisch, nach vorheriger Anhörung landwirtschaftlicher 
Sachverständigen, unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Objekts. 

Insoweit gewerbliche oder Handels-Betriebe in Frage kommen, 
unterliegen der Pfändung vor allen Dirgen Rohprodukle und Waren und 
falls solche fehlen, ist zur Sicherung der Staatsforderung das Inventar zu 
piänden, jedoch mit Ausnahme von Einrichtungen und Gegenständen, die 
zur Forlführung des Gewerbebetriebes notwendig sind. 

§ 24, 

Die Beschlagnahme der an Spediteure, Eisenbahn oder Schiffe zum 
Transport übergehenen Waren kann nur dann durchgeführt werden, 
wenn die Pfändung anderer, dein Schuldner gehoriger Vermögensteile 
erfolglos geblieben ist bzw. weun nach eingehender Prüfung der Ver- 
megensverhälinisse durch die Exekutionsbehorde Testgestellt worden ist, 
daß die angestellten Ermittelungen "anzeigen, daß ohne Anwendung 
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dieses Zwaugsmitteis die Einziehung der staatlichen Forderung schr 
erschwert ader unmöglich gewesen ware. Die Exekutionsorgane haben 
darauf zu achten, daß die Beschlagnahme der Sendungen nicht auf dem 
Transport erlolgt, sondern entweder var ihrer Absendung auf die Station 
uder am Bestimmungsort vor Aushandigung an den Empfänger. 
Gegenstände, die den Verderben ausgesetzt sind, bzw. durch langere 
Lagerung an Wert verlieren, oder Gegesistände, deren Aufbewahrung im 
Verhältnis zu ıhrem Wert mit hohen Kosten verbunden ist, sind nur 
dann zu beschlagnahmen, wenn andere der Pfandung unterliegende 
Objekte nicht vorhanden sind. (Forts, folgt.) 


l | Zölle. 
50—60proz. Erhöhung der polnischen Zolle? 


Im Zolldepartenient des Finanzministerlums wird jetzt der neue 
Zolltarif ausgearbeitet, der eine Erhohung der Zolle um 50—60 Prozent 
vorsieht, Der neue Zolltarif soll vollständig geändert werden. Bei vielen 
Warengattungen soll der Zollsatz ermaBigt werden, hingegen aber auf 
Goldzloty lauten. Maschinen, Chemikalien und Rohmaterialien 
werden um dÙ Prozent, Fertigfabrikate um 60 Prozent erhoht. Der neue 
Zolltarii soll demnachst in Kraft treten. 


Geld- und Borsenwesen. 


Die Devisenpolitik der Regierung. 


In den letzten Tagen ist die Devisenpolitik der Regierung sowohl 
in der polnischen wie auch in einem Teil der ausländischen Presse wieder 
einer sehr scharfen Krilik unterzogen worden, vor allem deshalb, weil 
man weitere Beschrankungen des Verkehrs mit ausländischen Devisen 
und Valuten und infolge davon cine Verschlechterung der Zahlungs- 
leistungen polnischer Importeure befürchtete. Das Warschauer Fina 
ministerium hat demgegenüber eine beruhigende Notiz verbreiten Jassen, 
dal an eine abermalige Verschärfung der Devisenbestimmungen nicht 

edacht sel. Allerdings wird die durch das Finanzministerrum geübte 
Kontrolle liber den Devisenkiandel der Privatbanken auf dem Wege be- 
sonderer Kontenflhrung über Exportvaluten sowie durch monatliche 
‚Ausweise der Banken neuerdings besonders streng gehandhabt, Dic 
hisher fiir den Rußlandverkehr gewährten Vergünstigungen hinsichtlich 
der Valutabestatrgungen werden nicht mehr eingeräumt und die Aus- 
tertigung sog Ralımen-Valutabestätigungen für die Ausfuhr von Roh- 
produkten ist den Devisenbanken untersagt worden, abgesehen von der 
Bank Polski. Hinsichtlich der Ablieferung von Exportdevisen, über die 
sich u. a. besonders die Eierexporteure beklagt hatten, da bisweilen der 
Betrag der abzugebenden Devisen den tatsächlichen Exporterlas über- 
stieg, ist die Bank Polski soeben ermächtigt worden, die Summe der ab- 
zulefernden Valuten oder Devisen bis auf die aus dem Export tatsachlich 
erlangten Beträge herabzusetzen. Einerseits um das Vertrauen des 
Publikums zu den polnischen Staatsbanken zu starken, andererseits um 
deren Devisenbestände zu erhöhen, hat der Finanzminister angeordnet, 
daß die polnische Postspackassc, die Bank Gospodarstwa Krajowego 
und die Panstwowy Bank Rolny Dollardepositen auf 3—6 Monate gegen 
6 Prozent Juhrliche Zinsen und Rlickzahlung in Dollar entgegen- 
nehmen dürfen. Man glaubt nämlich, daß in privaten sowohl wie in Wirt- 
schaftskrelsen noch sehr erhebliche Beträge in ausländischen Valuten und 
Devisen gehamstert sind, die man auf diese Weise in Zirkulation bringen 
will, 


Um die Kreditverbilligung. 


Um den Kredit im Lande zu verbilligen, sind nachstehende Schritte 
unternommen worden. In erster Linie haben die gesetzgebenden Körper- 
schaften gemäß eines Regierungsantrages das Gesetz vom 30. 6. 1926 
iiber die Verlangerung der Verurdnungen des Staalspräsidenten vom 
20. Iuni 1924 fiber den Geldwucher (Dz. Ust. R. P. 56, 1924, Pos. 574), 
das im Dz. Ust. Nr. 62, 1926, Pos. 372 veroffentlicht wurde, beschlossen. 
Dieses Gesetz setzt den höchst zulassigen Zinssatz von 24 auf 200% herab. 
In der Ausführungsverordnung heahsichtigt das Finanzministerium 
den höchsten Prozentsatz bei Bankoperationen auf 18%, festzusetzen. 

Auf Grund einer Verordnung des Ministerrates haben die Kredit- 
institutionen des Staates vom 1. Juli d. J. ab über Zinssätze in allen 
Operationen, vom 1. August auch in den laufenden herabgesetzt. So hat 
die Bank Gospodarstwa Krajowego die Verzinsung gewohnlicher Dar- 
lehen auf 149%, jahrlich und bei Vergunstigungsdarichen auf 120, fe 
gesetzt, Die Verzinsung bei Kreditoperationen schwankt zwischen 8 bis 
10%. Inder P. K. O. ist der Zinssatz gewohnlicher garantierter Anleihcu 
von 18 auf 14% im altes und für garantierte Vergünstigungs- 
anleihen von 12 auf 10% herabgesetzt worden. Bei Lombardanleihen 
ist der Zinsfuß von 18 aui 15% festgesetzt worden mit Ausnahme für 
Pfandanleihien in Aktien der Bank Polski, deren Prozentsatz 12% netto 
beträgt. Bi Kreditoperationen der Sparumsätze wurde der Zinssatz von 
A aut 79, erniedrigt. Die Panstwowy Bank Rolny hat ihre Zinssätze 
von Darlehen von 14 aut 10% und die Spareinlagen von 9 auf 7% im 
Jahresverhälinis ermäßigt. Der Zinssatz bei Terminzahlungen beträgt 
jelzt 9%, gegen 12% früher. 

Gleichzeitig hat der Rat der Bank Palski 
beschlossen, den Wechseldiskont von 12 auf 10 
und den Lombardzinsfußb für Zinspapiere von 
14 auf 120, herabzusetzen. Dieser Beschluß wird 
in allernächster Zeit veröffentlicht, 


H. u. G. 
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Herabsetzung der Höchstgrenze fur Darlehnszinsen. 


Über die Herabsetzung der Höchstgrenze für Darlehnszinsen sind 
zwei Verordnungen ergangen, die sich gegenseitig ergänzen. Zunächst 
eine Verordnung des Staatsprasıdenten vom 30. 6. 1926 (Dz. Ust. Nr. 62, 
Pos. 372, vom ]. Juli 1926), die das bis zum 1. Juli geltende Gesetz über 
den Geldwucher {Dz. Ust. Nr. 56, Pos. 574, vom 30. Juni 1924) 
mit einer Abänderung im § I auf unbestimmte Zeit verlängert. Der 
$ 1 lautet in der neuen Fassung: ~ 

„Es ist nicht erlaubt, in Geldverhältnissen 
sich Vermögensvorteilein Form von Zinsen oder 
irgend einer anderen Form auszubedingen und 
zu erkhebeu,die 20 vom Hundert jährlich in bar 
oder im Wert übersteigen.“ 

Die zweite Verordnung enthält die näheren Ausführungsbestimmun- 
gen des Finanzministers und lautet: 

Verordnung dcs Finanzministers und des Justizministers vom 30, 6. 1926 
über die Anderung des $ 2 der Verordnung des Finanz- und Justizminister 
vom 14. November 1924 über den Geldwucher (Dz. Ust. R. P. 99, Pos, 922). 

Auf Grund der §§ 2 und 10 der Verordnung des Staatspräsidenten 
vom 29. Juni 1924 über den Geldwucher (Dz. Ust. R. P. Nr. 56, Pos, 574) 
wird Nachstehendes verordnet 

§ l. Der § 2 der Verordnung des Finanz- und Justizministers von 
14. 11. 1924 über den Geldwucher (Dz. Ust. R-P. Nr. 99, Pos, 022) wird 
nachstehend geändert: „Die in den Verzeichnissen angegebenen Ver- 
mögensvorteile bei Kreditmöglichkeiten durfen 18% für das Jahr nicht 
überschreiten. 

Die im Absatz I dieses Paragraphen enthaltene Vorschrift umfaßt 
nicht die Rückerstattung der Portokosten,das Damno und die 
Stempelgebühren in ihrer tatsächlichen Hohe 
suwie die Umsatzprovision auf Rechnung mit offenem Kredit 
und auf laufenden Rechnungen, die jedoch 14% vierteljährlich für die 
größere Seite des Umsatzes nach Ahzug des Saldos und der befreiten *) 
Positionen nicht überschreiten darf. 

Bei Anleihen gegen Pfand von Mobilıen mit Ausnahme von 
Wertpapieren und Waren, dürfen die in den Verzeichnissen an- 
gegebenen Vermögensvorteile 180% jährlich als Prozente und Provisianen 
für die gewährten Anleihen nicht Überschreiten, sowie bis auf Widerruf 
2%, monatlich für die Summe der als Entschädigung für die 
Versicherung der Pfandgegenstände, ihre Aufbewahrung 
und Schätzung gewährten Anleihen 

32. Verträge über Geldanleihen, die vor Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung, in denen die über die Norm hinausgehenden Vermögensvor- 
teile, die in § I dieser Verordnung vorgeschen sind, nichtvor diesem 
Termin erhoben worden sind, werden in der Weise aus- 
geführt, daß die Vorteile in der verabredeten Höhe his zu ihrem n ach - 
sten Fälligkeitstermin erhoben werden konnen. Dieser 
Termin darf den 1. August 1926 nicht überschreiten. 

53. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffenllichung 
im Kraft. 


*) In der ursprünglichen Verordnung vom 4. November 1924 
steht im polnischen Text „pozycy) frankowanych“ d. h. diejenigen 
Posten, die keinen tatsächlichen Umsatz darstellen. In der vorstehenden 
Verordnung sicht dagegen der ganz ıunverständliche Ausdruck „po- 
zyeyj zlotuwyeh,““ 


Der Radiotelegraph als staatliches Unternehmen. 


Im Haushalt des Ministeriums für Hande! und Gewerbe bildet die 
Radiotelegraphie eine besondere Abteilung. Sie wird Im Rahmen der 
Post- und Telegraphie als besonderes staatliches Unternehmen geführt. 
Dieses Unternehmen schöpft gegenwärtig aus der transatlantischen 


Radiotclegraphischen Zentrale in Warschau und aus 
den Stationen in Krakau, Posen und Graude.nz. 

Obwohl die Radiotelegraphie noch nicht zu den gewinnbringenden 
Unternehmen gerechnet werden kann, geht doch aus den unten ange- 
gebenen Zahlen hervor, daß sie sich nach dieser Richtung bin in auf. 
steigender Entwicklung befindet. 

Einnahmen: 1924 651 860.64 zI Ausgaben: 1924 1 023 621.45 zl 

1925 074 220.96 zI 1925 1.085 340.18 zł 

Bei einer reinen Rentabilitätsrechnung wird das Bild aber günstiger, 
denn dann zeigt die Bilanz für die zwei vergangenen Jahre mehr Ein- 
nahmen als Ausgaben aus diesem Titel. Die außerordentlichen Aus- 
gaben, wie die Gehalter des seinerzeit aus Amerika berufenen technischen 
Personals und der Bau der transatlantischen radiotelegraphischen 
Zentrale, die Abzahlung der Zinsen von den Darlehen, die im Zusammen- 
hang mit dem Bau dieser Radiostationen von der Gesellschaft „Radio- 
korporation of Amerika“ stehen, die Neubauten und anderes machen 
namlich einen beträchtlichen Teil der Ausgaben ans. 

Sie beiragen : 

Im Jahre 1024 391 288.11 zi Im Jahre 1925 351 737.39 z!. 

Es entfallen somit auf reine Unkosten: 

Im Jahre 1924 632 333.34 zi Im Jahre 1925 733 602.79 zt 

Der Einnahmeuberschuß des Unternehmens stellt sich also wie 
iolgt dar- 

Im Jahre 1924 -- 19 527.30 zt 


Im Jahre 1925 = 240 618.17 zi. 
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Hierbei muß jedoch bemerkt werden, daß in den Ausgaben folgende 
Posten nicht berücksichtigt wurden : die Zinsen vom Kapital, die Kosten 
der Geschafisstelle, der Einrichtung, die Kosten der Zentrale, sowie die 
Kosten der Benützung der Bauten, Lokale und Landtlachen, die durch 
die radiotelegraphischen Ämter eingenommen werden. 


Noch in Sachen der Adressierung der auslandischen 
Postsendungen. 


Auf Adressen ins Ausland abzusendender Posisendungen aller Art 
muß der Name des Adressaten sowie dessen Wohnort und das Be- 
stimmungsland mit lateinischen Buchstaben in franzosischer Sprache 
oder in einer anderen Sprache, die in dem betreffenden Lande bekannt 
Ist, geschrieben sein 

Im Verkehr mit Ländern, die ein anderes Alphabet führen, kann die 
Adresse in dem betr. Alphabet geschrieben werden, jedoch müssen da- 
neben in lateinischen Buchstaben der Vor- und Zuname, Benennung 
der Firma usw. angegeben werden, sobald es sich um Wert- 
briefe, eingeschriebene Sendungen, Uberwei- 
sungen usw. handelt, bei anderen Sendungen dagegen nur der 
Ort und das Land der Bestimmung 

Die Postbehörden haben das Recht zu verlangen, daß der Absender 
entsprechende Vervollständigungen und Anderungen an den Adressen 
vornimmt. Im Wergerungsfalle, insbesondere bei registrierten Sendungen, 
kann die Entgegennahme zur Absendung abgelehnt werden. 

Was nun andere briefliche Sendungen anbetrifft, so haben die Post- 
behörden die Pflicht dafiir zu sorgen, daß sowohl die dem Briefkasten 
entnommenen Sendungen, als auch die vom Auslande eingehenden, 
auch wenn die Sendungen, deren Anschriften nicht mit lateinischen 
Buchstaben geschrieben sind, den Bestimimmumngsort und den Adressaten 
erreichen. 


i Polnische Wirtschaitsnachrichten. D 


Polens Haupfschaden durch den Zollkrieg. 
Gegenüber den Versicherungen, die der polnische Handelsmmister 
kürzlich in einer Pressekonferenz abgegechen hat, daß Polen den Zoli- 
krieg mit Deutschland gewounen habe, muß doch darauf hıngewi 
werden, daB man auch in Polen selbst heute schon viel freimütiger die 
ungeheuren Schaden zugibt, die der Wirlschaftskrieg gegen Deutschland 
der gesamten Wirtschaft Polens und nicht zutetzt seiner Industrie zu- 


gefügt hat. FHuteressant ist in diesen Zusammenhang vor allem eine 
langere Auslassung der Kattowitzer „Polonia‘‘, des bekannten Karfanty 
blattes, die sick für eine baldige Wiedereinführung von Zollermaßigungen 


einsetzt, weil nur dadurch die Produktion (d. h. der Industrie) gesteigert 
und verbilligt werden konne. Auf dem Wege zur Sanjeruug des pul- 
nischen Wirtschaftslebens sci diese Maßnahme eigentlich die wichtigste 
Aufgabe der neuen Regierung. Die Verordnung vom 11. April 1925 über 
Zollermaßigungen habe ihre Berechtigung gehabt, soweit es sich um ein 
Eintuhrverbot von Luxuswaren tind die Verminderung der Einfuhr von 
deutschen Waren, die ans anderen Quellen in derselben Qualität und zu 
denselben Preisen bezogen werden konnien, handelte. Unerklarlich sei 
jedoch die Aufhebung der Zoliermaßigungen fiir Produktionsmittel, wie 
Maschinen, Apparate, Hillsmateriallen usw., die aus Deutschland be- 
zogen werden mußten, weil sıe anderswo nicht hergestellt werden, sich 
viel teurer stellten oder in derselben Qualität nicht zu erhalten waren. 
Dann fahrt das Blatt wörtlich fort: „Diese schlecht durchdachten und 
durch nichts gerechtlertigten Verordnungen haben der polnischen Pro- 
duktion und dem ganzen Wirtschafisleben mehr Schaden verursuch 
als der gauze Zollkrieg mit Deutschland. Durch diese Verordnung ist 
der polnischen Industrie die Möglichkeit genommen worden, ihre Werk- 
statten zu modernisieren und zu vervollständigen und überhaupt die ge- 
brauchten Maschinen und Produktionsmittel durch neue zu ersetzen, 
was die Aufrechterhaltung des Betriebes in einem den damaligen Wirt- 
schaftsverhaltnissen entsprechenden Uimfange verhinderte. Eine weitere 
schädliche Folge für die polnische Industrie war eine Abschwächung der 
Konkurrenzfahigkeit nicht nur auf dem ausländischen, sondern auch aur 
deim inlandischen Absatzmarkt.“ Die Verordnung von 4. März 1926 und 
26. April 1926 über Zullerleichterungen fiir Maschinen und Apparate, 
die zur Modernisierung der bereits bestehenden Betriebe dienen sollen, 
hätte ihren Zweck verfehlt, da ihre Wirkungsdauer bereits am 31. Juli 
dieses Jahres abläuft, eine viel zu kurz bemessene Zeilspanne, in der 
Nettanschaffungen kaum durchgeführt werden konnten. Von der Schäd- 
lichkeit derartiger Verordnungen zeuge am deutlichsten die Tatsache, 
daß die polnischen Eisenwalzwerke für Walzen, die im Inlande nicht 
hergestellt werden nnd die sich schr schnel! abnülzen, den vollen Zollsatz 
zahlen müssen, was ihre Neubeschaffung oder die Rentabilität der Pro- 
duktion vollkommen ausschließt. Auch ın cinem weiteren Artikel be- 
tont die „Polonia‘, daß der Zollkrieg nicht nur auf deutscher, sondern 
auch auf polnischer Seite bedeutende Schaden verursacht habe. Auf 
beiden Seiten hätten ungefähr gleichgeartele Krafte, wenn auch in ent- 
gegengesetzter Rıchtung, und mit ungefahr den glelchen Motiven darauf 
hingewirkt, daß die früheren Verhandlungen 14 Monate lang ohne Er- 
gebnis blieben. Gerade der Zollkrieg habe aber gezeigt, daß Polen und 
Deutschland wirtschaftlich aufeinander angewiesen sind. Trotz der Ein- 
fuhrverbote und Prohibitionszolle auf beiden Seiten seien die Handels- 
umsatze zwischen Polen und Deutschland immer noch ganz betrachtlich 
und Deutschland nehme im Außenhandel Polens hinsichtlich der von 
deu Einfuhrverboten nicht umfaßten Handelsartikel immer nach die 
erste Stelle ein. Es unterliege auch keinem Zweiiel, daB Palen, obgleich 
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es fur einen Teil des früheren deulschen Absatzmarktes Ersatz ge- 
schaffen habe, an einer Wiedererlangung des deutschen Marktes gelegen 
sein müsse. Die Vorbedingungen für den Abschluß eines Handelsvertrages 
seien gegenwärlig bedeutend günstiger als früher, weil cbenso wie in 
Deutschland der Widerstand gewisser politischer Parteien in Polen tast 
gauz gebrochen sei. 


Die Wirtschaftsverhandlungen zwischen Russland 
und Polen. 


Die Verhandiungen zwischeu der polnischen und der Sowjetregierung 
über den Abschluß eines Handelsvertrages sind noch 
wicht zu Ende gekommen, Die Sowjetregierung fordert von der pol- 
nischen Regierung, die Verhandlungen in Moskau zu führen, und ihr eine 
Warenanleihe für Textilien zu gewahren. Die polnische 
Industrie weigert sich aber, diese Anleihe Rußland zur Verfügung zu 
stellen. Das russische Textilsyndikat hat eine Delegation nach Polen 
entsandt, um die Verhandlungen mit der polnischen Textılindusirie 
zu führen. Wie bekannt, haben die Russen in der letzten Zeit eine Textil- 
bestellung auf 2 Mill. Dollar gemacht. Was eine weitere Bestellung der 
russischen Regierung für Texlilwaren in Polen anbetrifft, sa ist hiertiber 
noch nichts bekannt, Die russische Regierung hat den polnischen Handels- 
minister eingeladen, nach Moskau zu kommen, um die Verhandlungen 
in Moskau personlich zu leiten. 

‚Die Verhandlungen zwischen der polnischen und russischen Kohlen- 
industrie über ein Kohlenabkommen sind jetzt von Muskau nach 
Kattowitz verlegt worden. Die Russen haben beschlossen, in der nach- 
sten Zeit 2 Mill. Tonnen Kohle einzukaufen, doch schweben noch Ver- 
handlungen über die Kreditangelegenheilen. Die Gruben weigern sich, 
einen einjährigen Kredit zur Verfügung zu stellen. Die Sowjetreglerung, 
verlangt außerdem günstige Ausfuhr der polnischen Kohle auf der pol- 
nischen Eisenbahn sowie Herabsetzung der Frachltarife. 


j Internatlonale Wirtschaitsnachrichten. | 
ns Gz,[— ——— 


Preisrückschlag am Getreidemarkt. 


Die umfaugrechen Weizenverladungen haben in der vergangenen 
Woche am internationalen Getreidemarkt einen Preisrückschlag herbei- 
geführt. Insgesamt gelangten 2 Millionen grs, zur Verladung. Nord- 
amerika und Kanada verschiffien davon 1370000 qrs., Argentinien 
400000 qrs., die Donanlander 99000 qrs. Weizen, Rußland nichts. 
Demgegenüber vermochte Australien 200000 qrs. zum Verdsand zu 
bringen, Indien 25000 grs. Diese Verladungszitfern illustrieren aufs 
neue, daß Argentinien noch einen ziemlich großen Vorrat an Weizen 
besitzt, den es noch so schnell wie möglich vor der Belieferung des Wel- 
zenmarktes mit amerikanischem Winterweizen abstoßen will. Die Tat- 
sache, daß aus Rußland keine nennenswerten Mengen zur Ausfulır ge- 
langlen, bestatigt, daß die aufangs des Jahres groß aufgemachten Mel- 
dungen über eine außerst ergiebige Ernte dieses Landes den wirklichen 
Verhältnissen nicht enisprechen. An Roggen exportierten Nordamerika 
und Kanada 50000 qrs., Polen und Ungarn führten 30.000 qrs. aus. 
Die Roggentwstande scheinen in Rußland also ebenfalls nicht sehr groß 
zu sein. 

Die rücklaufige Tendenz wurde durch Meldungen iber glanzende 

Winterweizen-Aussichten verstärkt, Es verlautet zwar, daß Oklahoma 
eine außerst geringe Ernte einheinsen würde, und zwar an Stelle der vor- 
jährigen in Hohe von 228 Millionen in diesem Jahre nur 70 Millionen 
bushel; demgegenüber wird in diesem Jahre die Kansas-Ernte auf 125 
Millionen bushe! veranschlagt, welche im vergangenen Jahre nur 75 
Millionen betrug. Auch Texas soll in diesem Jahre eine größere Ernte 
erwarten als im Vorjahre. Falls ubrigens in der nachsten Zeit die Ernte- 
nachrichten aus Kanada gùnstig bleiben, wird trotz der Verspatung der 
europäischen Ernte an erneute Preissteigerungen kaum zu denken sein. 
Bekanntlich kontrolliert in Kanada der Weizenpool von den 21 Millionen 
mit Weizen bepflanzten Acre 13 Millionen, das sind nahezu ”/, der ge- 
samten kanadischen Produktion. Berücksichtigt man, daß im letzten 
Jahre der kanadische Pool Außerst geschickt operiert hat, indem er 
Trotz der umfangreichen Ernte fortwährend hohe Preise erzielen konnte, 
so muß allerdings auch für das kommende Jahr befürchtet werden, daß 
selbst im Falle einer außerst guten dortigen Ernte der Preisrückschlag 
ein nicht allzu scharfer sein wird. 
Die Ernte-Besorgnisse führten am deutschen Geireidemarkt ebenso 
wie im Auslande zu Preisreduzieruugen. Sehr wahrscheinlich wurden die 
Getreidepreise am deutsche Markt keinen Rückgang aufzuweisen ge- 
habt haben, falls die Undurchsichtigkeit der Zollverhältnisse der Tatig- 
keit der Iniporteure keine ernsten Beschrankungen auferlegt haben 
würde, Bekanntlich wiesen die ersten Verhandlungen imn Reichstag 
schon darauf hin, daß die im schwedischen Handelsvertrag verzeichneten 
Getreidezölle schwerlich durchgehen wurden. Daß übrigens mit einer 
Verspätung der neuen heimischen Ernte zu rechnen ist, wurde auch 
zuletzt noch angenommen. Die übermaßigen Niederschlage und die 
vielfachen Überschwemmungen haben natürlich ernstliche Ernteschaden 
verursacht, jedoch stehen die Gebiete, welche durch direkte Über - 
schwemmungen mit teilweiser Vernichtung ihrer Felder rechnen müssen, 
zu dem gesamlen Ackerland Deutschlands in keinem Verhaltnis. Immer- 
hiu wird man im allgeineinen wohl damirrechnen konnen, daß die über- 
massige Feuchtigkeit in Gebieten mit schweren Boden großen Schaden 
verursacht hat. 

Uber den Stand der Welternte Anfang Juni berichtete übrigens 
das internalionaie Ackerbauinstitut in Rom folgende Einzelheiten. Die 
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Entwicklung der Ernte soli durch Nachtfröste, in manchen Gegenden 
ebenfalls durch Überschwemmungen sich ungünstig gestaltet haben. 
Im allgemeinen stand Weizen Anfang Jun: trotzdem nicht anders als 
‚Aufang Mai, 50 daß eine Ernte zu erwarten war, die zwar hinter den 
guten vorjährigen Ertragnissen zurückblieb, aber doch den Durchschnitt 
überragle. Schlechter gestalteten sich die Aussichten fär Roggen, besser 
dagegen für Hafer und Gerste. In Nordafrika wird eine gleich gute Wei- 
zenernte erwartet wie im Vorjahre. In den Vereinigten Staaten ließ der 
Herbst-Weizen Anfang Juni eine Ernte erwarten, die die vorjahrige 
um etwa 4D Millionen dz übertrifft. In Kanada war Anfang Juni eine 
der guten Ernte des Vorjahres gleichkommende vorauszusehen. In m- 
dien rechnet man mit einer Ernte, die etwas besser als die vorjahrıge 
ist. Insgesamt laßt sich für Weizen auf der nördlichen Halbkugel eine 
Emte erwarten, die der vorjahrıgen gleicht und dem Durchschnitt der vor- 
angegaugenen & Jahre überlegen ist. Der in Nordafrika zu erwartende 
Ausfall soll voraussichtlich durch Mehrertragnissc in den Vereinigten 
Staaten und vielleicht auch in Südeuropa ausgeglichen werden. Ropgen 
dürfte dagegen insgesamt entschieden weniger erbringen als im Vor- 
jahre. Für Hafer, Gerste ımd Mais ist noch keine annahernde Schätzung 


möglich. 
Handwerk. 


Handwerk, Handel und Landwirtschaft. 


Die mehr und mehr sinkende Kaufkraft des Inlandsmarktes, dieses 
einzigen Absatzfeldes des Handwerks, hat einen bedroblichen 
Notstand im Ilandwerkluerbeigeführt. Aber über die Ursachen 
der Not und über die möglichen Wege zu ihrer Behebung scheint leider 
in den beruisstandischen Vertretungen des Handwerks keine klare Er- 
kenntnis, vor allem aber kein einheitliches Urteil zu herrschen. Die 
Handwerkskammer ist nicht die geeignete Stelle, die Interessen des 
deutschen Handwerkers zu vertreten und zu fordern. Einmal, weil die 
Handwerkskammer nicht im geraden Aufstieg auf der Berufsorganisation 
und den Fachverbanden aufgebant ist, dann aber, weil für die besonders 
schwierigen Verhaltnisse des deutschen Handwerkers in Polen bei 
der Handwerkskammer kaum Verständnis vorausgesetzt werden darf, 
Die Erkenntnis über volkswirtschaftliche Zusammenhänge kann der 
Handwerker nur aus der wirlschaltlichen Erfahrung in eigenen Be- 
triebe schöpfen. Die Verarbeitung dieser Erfahrungen mit dem Ziel, 
sie allen anderen Betrieben dienstbax zu machen, kann nur innerhalb 
emes Fachverbandes stattfinden. 

Betrachten wir die Zahl der noch vorhandenen deutschen Hand- 
werker in unserem Teilgebiet, so wird ohne weiteres klar, dad die natür- 
liche Bildung eines solchen Verbandes durch den Zusammenschluß 
örtlicher Fachvereine nicht möglich ist, weil die nötigen Mitgli 
gleichen Berufes in einem Orte einfach nicht vorhanden sind. 
Aber such die Gründung emes Handwerkervereins, dem Handwerker 
verschiedener Berufe angehören künnen, ist in vielen kleinen Stadien 
unseres Gehletes nicht möglich, wei! auch hierzu die Zahl der vorhandenen 
dentschen Handwerker nicht ausreicht. 


Die Organisation kann nur folgende zwei Wege beschreiten: ent- 
weder schließen sich die in den kleinen Städten zerstreut wohnenden 
Handwerker zu einem Verein zusammen, der seinen Sitz m der nachst- 
gelegenen Provinzialhauptstadt hat, oder aber sie schließen sich zu Orts- 
gruppen zusammen, in denen neben den Handwerkern auch die deutschen 
Kaufleute und Angehörigen der freien Berufe Aufnahme finden. Diese 
Organisation, die unser Verband anstrebt, hat den nicht gering einzi- 
schatzenden Vorteil, daß in den einzelnen Örtsgrunpen die örtlichen 
wirtschaftlichen Bedürfnisse schneller erkannt und infolgedessen auch 
schneller und wirkungsvoller verwerlet werden können. 

Es ist klar, daß der Zusammenschluß in einer eigenen Organisation 
die Schusucht alier Handwerker ist, Durch die weit auseinander wohnen- 
den Mitglieder ist ein solcher Zusammenschluß außerordentlich schwierig, 
wenn er nicht nur dem Namen nach bestehen, sunderu seinen 
Mitgliederu tatsachlich werktätige Hilfe bringen soll, Die Handwerks 
kammer kann dem liandwerker den Fachverband nicht ersetzen, 
denn sie fühlt sich als halbanıtlıches Organ des Staates. Selbst auf den 
Zusammenschluß der polnischen Handwerker wirkt die Tatigkeil der 
Handwerkskammer durchaus hindernd. 

Im Handwerk allgemein herrschl heute eine verzweifelte Stinunung, 
die sich kund tut im Aufbsgehren radikaler, aufs Negative gerichteler 
Elemente, und in einem stillen Mißtrauen gegen die Organisation 
anderer Berufe. Innerhalb des Handwerks muß eine Aufktlirung üher die 
volkswirtschaftlichen Zusammenhange und hber die Ursachen flir die 
sinkende Kaufkraft des Inlandes angebahnt ynd duschgeführt werden 
Das Handwerk ınnß und wird, wenn es sich geklärte Meinungen geschaffen 
hat, mit den Verbanden des Handels und der Landwirtschaft den Boden 
für eine Gemeinschaftsarbeit suchen. Die Zeit is da,daßdie 


Fuhrer der Spitzenurganisationen vor ihrem 
Deutschtum verpflichtel sind, eine Zusammen 
arbeit mit dem Ziele der wirksamen Unter- 
stützung jedes wirtschaftlich Schwachen her- 


beizufihren, gleichgültig, weichen Berufes c 


ist. 
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Die letzten Tage standen für die Verbandsleitung ım 
Zeichen einer lebhaften Werhetatigkeit, die erfreulicherweise 
große Erfolge in Gestalt eines großen Mitgliederzuflusser 
brachte. Wir veranstalteten in der Provinz eine Reihe von 
Versammlungen, die trotz der unpassenden Zeit durchweg 
gut besucht waren. Als Ergebnis konnten wir uberall die 
Tatsache buchen, daß die Arbeit des Verbandes allaeitig anf 
großes Interesse stößt, eine Tatsache, die die nuch vor uns 
liegende Organifationsarbeit leicht machen soll. 

Lisaaa. Am l. Juli fand eine Besprechung im engen 
Kreise statt, in der Herr Direktor Wagner über die 


1924. 


Jan 
Tausend | Tausend | Tausend ` Tausend 
| _ 9350 9300 9300 
6400 - Q300). 
6745 9300 9300 
7150 giou 9300 9300 
7300 9100 “au 9300 
9100 9300 
R200 9200) 9300 9300 
] 10000 9325 | 9300 930 
| 9750 9300 : 9300 | 
9750 a300 9300 | 
9800 9200 9300 0300 
0950 9300 9300 9300 
9300 9300 
agu0 9300 8300 9300 
1 9850 9300 93200 a300 | 
1.0850 8300 9300 
| aa50 9300 9300 
gas gaon | 9300 
9825 9300 9300 
9300 
9850 930) 
| 9855 8300 
| 9875 z 
i a90 | a300 
p 9950 
ganu 9300) 
9300) 
9800 9300 
"9650 9300 
0450 
9350 9300 
Dorchsehnl 9300 9274 9300 518, 1 518R, Ba 


*) Vonı 28. April ab erfolgten die Notierungen in Ztoty. 
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Zwecke und Ziele des Verhandes und die bisher geleistete 
Arbeit Bericht. erstattete, Alle anwesenden Herren traten 
dem Verbande zunachst als Einzelmitglieder bei. 

Eine allgemeine Versammlung ist in Vorbereitung und 
soll einherufen werden. sobald die Generalversammlung 
der Ortsgruppe des Verbandes deutscher Handwerker statt- 
gefunden hat, in welcher der Anschluß an den Verband für 
Handel und Gewerbe beschlossen werden soll. 


Woeallstein. Am 2. Juli hatte unser Vorstandsmit- 
glied Herr Bruno § ¢ h u l z - Wollstein zu einer Versammlung 
in der Konditorci Schulz eingeladen, in der samtliche An- 
wesenden, soweit sie nicht schon Mitglieder waren, dem Ver- 
bande heitraien. Fs wurde sofort eine Ortsgruppe gebildet, 
die heute 27 Mitglieder umfaßt. Vorsitzender ist Herr Kauf- 
mann Bruno Schulz. Schriftführer Herr Gerhard 
Schulz. Kassenführer Herr Bankdirekior Schirmer. 
Auch hier haben wir weiteren Zugang zu erwarten, nachdem 
die Generalversammlung des Handwerkervereins stattge- 
funden hat. 


Wresehen. Die am 3. Juli in Wreschen stattge- 
fundene Zusammenkunft brachte uns als erfreuliches Er- 
gehnis die Bildung einer Ortsgruppe, der trotz der für uns dort 
ungünstigen Verbaltnisse heute schon 22 Mitglieder angehoren. 

Für die nachste Zeit sind in folgenden Orten Versamm- 
lungen geplant bzw. schon vorbereitet: 

Birnbaum. Schmiegel. Gnesen, Rawitsch und Samter. 

Wir bitten alle Mitglieder, die ihre Beitrage für das 
erste (Quartal noch nieht entrichtet haben, dies umgehend 
nachzuholen, 

Ritscheuwalde. Am 10. Juli hatten wir eine Be- 
sprechung in Ritschenwalde, die uns 6 neue Mitglieder zu- 
führte. Fs wurde sofort die Bildung einer Ortsgruppe be- 
schlossen nnd ein vorlaufiger Vorstand gewählt. 

Czarnikau. An demselhen Tage fand abends in 
Czamikan cine Versammlung statt, die sehr zahlreich he- 
sucht wur. Es traten eine Anzahl neuer Mitglieder hei, und 
im Anschluß daran wurde auch eine Ortsgruppe des Ver- 
bandes gegründet und ein vorlaufiger Vorstand gewahlt. 
Demnachst haben wir den Anschluß des Handwerkervereins 

#an den Verband zu erwarten. 
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Bielitz-Bialaer Handelslehraustalten. 


Mit 1. September 1926 beginnt der Unterricht an der Bielitz-Bialaer 
Handelslehranstalt mil deutscher Unierrichissprache in Biala. 

Die bis zum 3]. Dezember 1918 von der kgl. Treistadt Biala als 
Kommunal-Handelsschule geführte Anstalt wird von dem mit Erlaß des 
hohen Ministeriums des Innern in Warschau vom 16. April 1923 ZI, D. 
5. 695/23 genehmigten Verein Bielilz-Bialaer Haudelsichranstalten mit 
deutscher Unterrichtssprache in Bielılz unter Beihilfe einger lokaler 
Korperschaften und Verbande erhalten. Die Weiterführung der Anstalt 
wurde vom hohen Ministerium für Kultus und Unterricht in Warschau 
mit Erlaß vom 9. November 1925, ZI. 20 320/111 (Erlaß des Kuratorjum 
Okregowego szkolnega in Lemberg vom }7. November 1925, ZI. 6043/111) 
gestattet. 

Die Lehranstalt besteht: 

1. aus einer zweiklassigen Handelsschule fiir Knaben, 
2. aus einer zweiklassigen Handelsschule für Mädchen, 
3. aus einem einjahrigen kommerziellen Fachkurse, 
4, aus Spezialkursen. 

A. Zweiklassige Handelsschule. 

Die zweiklassige Handelsschule hat die Aufgabe, Jünglingen und 
Mädchen, welche sich dem Handelsstande oder anderen, demselben ver- 
wandten Berufsarten widmen wollen, eine gediegene fachliche Ausbildung 
und entsprechende Kenntnisse in der polnischen Sprache zu vermitteln, 
sowie ihnen neben einer staatsbürgerlichen Erziehung ein gewisses Maß 
an allgemeiner Bildung zu gewähren und so zur Hebung der Erwerbs- 
fahigkeit dieser Berufsarten beizutragen, 

In die Anstalt konnen Knaben und Madchen aufgenommen werden, 
welche polnische Staatsbürger mit deutscher Muttersprache sind, im 
laufenden Kalenderjahre das 14. Lebensjahr erreichen und den Nach- 
weis der erfüllten Volksschulpflicht erbringen 

> Uber die Aufnahme von aus der Volksschule oder aus anderen 
Schulen (Gymnasien, Realschulen, Bürgerschulen usw.) in die erste 
Klasse eintretenden Schüler und Schülerinnen entscheidet eine Prüfung 
aus: deutscher Sprache (Unterrichtssprache), Rechnen, Geographie, 
Naturgeschichte und Naturlehre, wobei als Maßstab das Lehrziel der 
7. Volksschulklasse zu gelten hat. 

Schüler und Schülerinnen, die die dritte Klasse einer Birger- oder 
Mittelschule absolviert haben, sind von der Aufuahmeprüfung befreit, 

In die zweite Klasse konnen nur solche Schüler und Schülerinnen 
eintreten, welche die erste Klasse dieser oder einer gleich organisierten 
Anstalt mit durchwegs genügenderm Erfolge absolviert haben, 

Der Unterricht wird nach dem vom hohen Ministerium iir Kultus 
und Unterricht mit Erlaß vom 16. Juli 1925 ZI, 14085/25/111, verlaut- 
harten Lehrplane erteilt und umfaßt folgende Gegenstände Deutsche 
Sprache, Polnische Sprache und Handelskorrespandenz, Religion, Staats- 
bürgerkunde, Buchhaltung, kaufm. Rechnen, deutsche Handels- 
korrespondenz, Wirtschaftsgeographie, Warenkunde, Handels- imd 
Wechselkunde, Maschinenschreiben und Sienographie. 

Die wochentliche Stundenzahl betragt im 1. Jahrgang 35, im 
31. Jahrgang 34 Lehrstunden. 
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B. Einjahriger kommerzieller Fachkurs. 

Der einjahtige kommerzielle Fachkurs hat den Zweck, polnischen 
Staatsbürgern wit deutscher Muttersprache, weiche mindestens das 
16. Lebensjahr im Kalenderjahre der Aufnahme erreichen, jene Kennt- 
nisse zu vermitteln, welche zur Führung der Geschaftsbiicher, der 
Korrespondenz und Kantorarbeiten hei inländischen Unternehmungen 
befahigen sollen, 

Für den Eintritt in den einjahrigen kommerziellen Fachkurs ist die 
Vollendung des 16. Lebensjahres im laufenden Kalenderjahre, sowie 
der Nachweis über die erfüllte Volksschulptlicht erforderlich. 

Über die Aufnahme entscheidet eine Aufnahneprüfung aus deutscher 
Sprache (als Unterrichtssprache), Rechnen, Gengranhie, Naturgeschichte 
und Naturlehre, wobei als Maßstab das Lehrziel der 7. Klasse der Volks- 
schule gilt. Absolventen-der 3, Klasse einer Burger- oder Mittelschule 
sind von dieser Aufnahmeprüfung befreit. 

Der Lehrplan umfaßt folgende Gegenstände : 

a) abligate: poln.'Sprache, kaufm. Rechnen, Handels- und Wechsei- 
kunde, Bürgerkunde, Buchhaltung, Korrespondenz und Kuntorarb:iten, 
Wirtschaftsgeugraphie und Stenographie. 

b) frei : Maschinenschreiben und Turnen. 

Die wochentliche Stundenzahl betragt 20 obligate und A unabligate 
Lehrstunden. 

Der Unterricht wird ia der Zeit van 4 bis 8 Uhr nachmittags ab- 
gehalten. 


€. Stellenvermittlung. 

Die Direktion befaßt sich mit der ehrenamtlichen, d. h. kostenlosen 
Stellenvermittlung für die Absolventen der Anstalt und ist stolz darauf, 
berichten zu konnen, daß es ihr bis nun gelungen ist, alle mannlichen 
Absolventen vor Arbeitslosigkeit zu schützen, Auch von den im Juni d. 
Js. die Anstalt verlassenden Absolventen sind einige bereits in Steilungen, 

Die Direktion gestattet sich, den Herren Dienstgebern auch an dieser 
Stelle für das der Anstalt entgegengehrachte Vertrauen zu danken und 
dieselben zu bitten, sich auch in Hinkunft der kostenlosen Slellenver- 
mettlung zu bedienen, 

D. Allgemeine Bestimmungen für das Schuljahr 1926,27. 
ı , Die Anmeldung von Schülern und Schülerinnen nimmt die Direktion 
bis zum 30. Juni 1926 von 11 bis 12 Uhr vormittags entgegen. Die Auf- 
nahmeprüfungen werden am 1. Juli 1926 abgehalten. Nach den Ferien 
kunnen Prüfungen nur ausnahmsweise (hei Krankheit usw.) abgehalten 
werden. 

Für neueintretende Schäler und Schiilerinnen betragt die 
gebühr Ziuly 10,—, der Lehrmittelheilrag Zloty 20.—. Di 
sind bei der Einschreibung zu entrichten, 

Das Schulgeld für die zweiklassige Handelsschule betragt Zlaty 
250.-- , für den einjahrigen kommerziellen Fachkurs Zloty 2701. für das 
Schuljahr und kann in Monatsraten abgestaffet werden. Jene Schiller 
ud Schülerinnen, welche die Anstalt aus was immer für einem Grunde 
vor Beendigung des Schuljahres ver! ssen beim Austritte den 
zun vollen Schulgelde ausstehenden Rest bezahlen. 

Der Schutausschuß behalt sich Recht vor, im Einvernehmen 
mit den Elternrate die Schulgeldhöhe auch wahrend des Schuljahres 
abzuändern, wie ihm auch das Recht. zusteht, aus besonders berück- 
sichtigenswerten Grinden eine teilweise Ermaßigung emtreten zu lassen. 

ie Direktion ist gerne bereit, den Parteien bei Ausinittelung von 
Kost- und Wohnplatzen füc auswärtige Schüler an die Hand zu gehen, 
sowle diesbezügliche Auskünfte zu erteilen. 


Mietssatze iur das 3. Quartal 1926. 
Berichtigung: 

Bei der in Nr. 3 unseres Blattes veröffentlichten Tabelle der Miets- 
satze für das 3. Quartal 1926 ist uns ein Irrtum ımterlaufen. Nach der 
Verordnung vom 27. Marz 1926 (Dz. Ust. Nr. 30, Pas. 185) trat eine 
weitere Erhöhung der Miete fúr I-Zimmerwohnungen ab 1. April 1926 
bis 31. 12, 1926 nicht in Kraft, so daß der Mietssatz für diese Wohnungen 
bis 1. 1. 1927 unverändert 430%, der Vorkr/egsmiete beträgt. 

Was die außer der Miete zu zahlenden Beitragsleistungen anbelangt, 
sn gehen die Kosten für die Reinigung der Treppen, Flure, Tore, für die 
Müllabfuhr usw., ferner die Auslagen für die Lolmung des Haus- 
verwalters ganz auf den Hausbesitzer über, wenn die Miete 50%,, der Vor- 
kriegsmiete betragt p 

Wassergeld und Kanalisationsgeñiihren dagegen, wenn die Miete 
75%, der Vorkriegsiniete erreicht hat. 


EJ Ans anderen Verbanden 


Verband deulscher Kaufleute und Industriellen, 
Bromberg. 


Am Sonntag, dem 27. Jimi d. J., hielt der Verband seine diesjahrige 
Generalversamınlung ab. “In der voranigegangenen Ausschußsitzung 
wurde der hisherige Vorstand wiedergewählt. Ans dem Geschäftsbericht, 
der vom Geschaftsführer Kaufmann erteilt und vom Vorsitzenden Reh- 
bein erganzt wurde, geht hervor, daß der Verband 357 Mitglieder zahlt, 
von denen 52 Mitglieder laut Vereinbarung auf den Verband für Handel 
und Gewerbe übergehen, weıl sie ihren Wohnsitz ın unserem Arbeits- 


Äinschreib- 
e Betrage 


Werbt für Eurer 


gebiet hahen. Die Einnahmen im Jahre 1925 hetrugen 9654 zł, die Aus- 
gaben 11 34221. Der neue Etat für 1926 balanciert mit einer Summe von 
16 247 zl. 

Als wichtigstes Ereignis der letzten Zeit ist zu erwahnen, daß es 
gelungen ist, mit dem Verband Deutscher Handwerker in Polen, Sılz 
Bromberg, ein Einvernehmen dahin zu erzielen, daß die bisher getrennt 
chieuenen Verbandszeilumgen von nin an gemeinsam herausgegeben 
werden. Die erste gemeinsame Nummer ist bereits am 1. Juli erschienen. 
Weitere Erfolge in den fortgesetzten Bemühungen, eine Verschmelzung 
der beiden Verbände herbeizuführen, sind bisher ebensowenig zu verzeich- 
uen, wie das Streben nach einer Vereinigung mit dem Verband fiir Handel 
und Gewerbe. Es bleibt abzuwarten, ob der Verband Deutscher Hand 
werker in Polen mit seinen rund 1600 Mitgliedern überhaupt gewillt is 
den Verband Deutscher Kaufleute und Industrieller in sich aufzunehmen, 


rhandes fùr Handel nnd 
Die Aufnahme erfolgt kostonios, 


Aittérlongen für diesa Robrik sind au dan Burn des 


Gewerbe, Poznan, ul Skodna Nr. N, zu richten, 


Ehrung eines deutschen Handwerkers. 


Der in Posen und darüber hinaus allgemein bekannte und beliebte 
Konditoreibesitzer Paul Siebert, der in diesem Jahre seinen 
69. Geburtstag feiern wird, erlebt in diesem Jahre drei verschiedene 
Jubilaen. Zunachst einmal gehort er 25 Jahre dem Verein der Gast- 
Wirte und Restaurateure, dann 25 Jahre der Schützengilde an und außer- 
dem feiert er noch sein 50lähriges Berufsjubilaum, Diese drei Gedenk- 
tage, die zeigen, wie ein ganzes Menschenalter in aufopfernder Arbeit 
verbracht warden ist, die zwar reichen Erfolg, aber auch manchen harten 
Schicksalsschlag zu überdauern hatte, sie haben der Posener Handwerks- 
kammer Gelegenheit gegeben, diesen Veteranen der Arbeit ganz besonders 
zu ehren 

Am Dienstag, dem 22, Juni, mittags 12 Uhr, erschien eine Ab- 
ordnung bei Herrn Siebert, uud zwar der Prasident der Handwerks- 
kammer, Baumeister W. Jewasiöski, sowie der Syndikus der Hand- 
werkskammer, K. W, Juszczak, Die Konditorinnung war durch den 
Obermeister Raczyóski, die Vereinigung der Gastwirle dureh Josef 
Krajewski vertreten. Anlaßlich des 25jahrigen Bestehens der Posener 
Handwerkskammer hat die Kammer beschlossen, dem Jubllar die höchste 
Ehre zu verleihen, die sie zu vergeben hat: Sie ernannte Herrn Siebert 
zum Ehrenmeister. Mit einer herzlichen Ansprache überreichte 
der Kamnerprasident, Herr Jewasiiski, das Diplom, 

Auch wir beglückwiinschen diesen Veteranen der Arbeit und sind 


stolz, ihn zu den Unstigen zahlen zu dürfen. 
EB) Konkurse, 


E. Eruffnungstag. K. Konkursverwalter. A. Anmeldefrist. 
G. Giäubigerversammlung. 

Gnesen, Firma „Lechita“, Das am 26. April 1920 eingeleitete Kon- 
kursverlahren wurde nach entsprechender Deckung der Kosten 
des Verfahreus eingestellt, 

Posen. Aktieugesellschaft „La Pelisse“. 
ist mangels Masse eingestellt worden. 

Rogasen. Waclaw Tomaszewski. 
mangels Masse eingestellt worden. 

Thora: Restaurant „Astor ja“, ul. Konopnickiej 4. E. 14. Juni 1926, 
K. Ein] Jacewiez, ul. Mickiewicza 83. A. 15. Juli, G. 21. Juli. 


Das Konkursverfahren 


Das Kunkutsverfahren ist 


pa 
| Anknüpfung von Geschäftsverbindungen. 


Umer dieses Rubrik verolfenllichen wir fortlaufend die ım deim Verhandsburo 
eiogelaufenen Anlragen ans dem Aualande und Liste ausländischer Firmen, die ein 
Interesse an der Aufnahme von Geschällsbeziehuigen mit Polen besitzen. Ueber Einzel- 


frsgen können Interessenten unler Angabe der Buchnummer und Renie einen Freie- 
umschlages vom Verbandsburo, n). Skośna 8, Näh:res erfahren. jedach ans- 
drucklich darauf hi n, 459 bel kainar #6 Auskünlle irgendwelche Verbindlich- 
rn — sin D de human we) Limes ir andere 


oder snbieleaden unbekann! sind 


6. Detaillist sucht Vertretuug einer leistungsfähigen Tri- 
kotagen- und Wirkwareufabrik oder Firma, 


EE es | 


F. L. 1896. Beitrage zum Wassergeld und zu den Kanalisations- 
gebühren hat der Mieter solange zu leisten, als die Miete nicht 75%, der 
Friedensmiete erreicht hat. Der Beschluß der Stadtverordnetenver- 
sammlung, diese Beträge den Hausbesitzer allein tragen zu lassen, sa- 
bald die Miete 50°, der Vorkriegsmiele ausmacht, verstußt gegen das 
Gesetz und ist selbstverständlich ungültig. 


Verantwortlich frir den redaktionellen Teil Guido Baehr, für 
den Anzeigenteil Hans Schwarzkopf, beide in Poznan, ul. 
Zwierzyniecka 6. Bruck: Drukarnia Concordia Sp. Ake., Poznan. 


Verband! 


H.u.G. 


PENNIN DIEREN NOREN NO ONONE NENEN INE EA IEN IE IE N INN TN 


x Mind dyko 7 


k Poznan = + lica Żydowska 33. 


"Gardinen E Teppiche | Möhelstotfe 
; Stores, Bettdecken = Brücken = Dekorations- ; 
; Madras ; ; Käuter | | Seidenstoffe 


a A A A A a a FREE 


Ñ C U WE T Wu 7È 


www vwwvwü 
W. N. Lipecki pecki 
Parowa Fabryka Mydla i Świec 
Wronki — Poznan 
Kern-Seife 
die beste Waschseife 
Ueberall zu haben! 


NN 
eigener Pontano in jedem Feingehalt. 


Reparaturen U. "Ummboltungen 


fuchgemäß hei u Preisherechnung. 


M. FEIST 


INMITTEN 
GOLDSCHMIEDEMEISTER 


~ POZNAŃ, ul. 27. Grudnia 5, nofi. 


Gerichtlich vereidigter Sachverstän diger. 


Trauringe 


TV cCc HE 


kauft man am besten im Spezialgeschäit! 
Anzug-, Ulster-, Paletot-, Hosen-, Mantel- und Kostüm-Stoffe, 


Reuheiten für Frühjahr und Sommer! 


Nicht das Billigste zu bringen, sondsrn das Beste 
zu billigsten Preisen zu verkaulen ist mein Prinzip! 
Kazımıerz KUZA J y Poznan, St- Rynek 56. 


Grosstes Spezial-Tuchhaus, gegründet 1896, 


Tuche uad Futtersachen | Teppiche und Büros | Herren- und Koaben 


Stary Rynek 56, Telephon 3441, ja 27.Grudnia9, Telephon 3458. | stary Rynek 91, Telephon 3875 


(Eingang Wro 


ON e e a 


Erdmann Kuntze 


Schneidermeister 


Poznań, ul. Nowa 1, I. Etage. Allgemeine Versitherungsgesellsthaft 


> in Dirschan 
Anfertigung Tow, Akt. w Tezewle, 


= 
g 
E 
E 
Z 


vornehmster Herren- 
und Damen- Moden. 


Feuerversicherung 


e AKKU 


Anfertigung * 


S Moderne A 

o| [in dringen Fracknnzüge Vertrausgesellschait verschiedener 

= en Fallen = : ` 

2I inerta | Lager zum Organisationen v. Handel, Indusirie, 
24 Stunden! Verleihen! 


Handwerk und Landwirtschaft. 
G 
S. 


Auskunft in den Geschäftsstellen. 


in prima 
in- u. ausländischen Stoffen. 


Gelieferta Stoffe werden zur erst- 
klassigen Verarbeitung angenommen. 


— —— 
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